
Der Kommentar

Wettbewerb zwischen Festnetz und Mobilfunk 
Die Mobilfunkunternehmen erzielten 
2004 mit 22,4 Mrd. € mehr Umsatz 
wie die Festnetzbetreiber mit Sprach-
telefonie in Deutschland. An den TK-
Gesamtumsätzen machten die Mobil-
funkumsätze in Deutschland 2004 ca. 
40% aus. In anderen Ländern entfal-
len auf den Mobilfunk bereits mehr 
als 50% der gesamten TK-Umsätze. 
Bereits seit Jahren gibt es mehr Mo-
biltelefone als Festnetztelefone oder 
–anschlüsse. Die Mobilfunkpenetrati-
on hat inzwischen auch in Deutsch-
land die 80%-Marke überschritten. 
Seit 2003 ist die Zahl der festen Tele-
fonanschlüsse in Deutschland rück-
läufig, während die Zahl der Mobil-
funkanschlüsse immer noch ansteigt. 
Zwischen 6 und 8% Telefonnutzer te-
lefonieren nur noch mit dem Mobilte-
lefon und verfügen gar nicht mehr 
über einen Festnetzanschluss. 

In anderen europäischen Ländern 
sind die genannten Trends z.T. noch 
deutlicher ausgeprägt. In der EU 25 
liegt das Marktvolumen mit Mobiltele-
fondiensten bereits ca. 35% über dem 
der Festnetztelefonie. In einigen ost-
europäischen Ländern hat der Mobil-
funk das Festnetz deutlich in der 
Entwicklung hinter sich gelassen. 
Selbst bei z.T. niedrigem Penetrati-
onsniveau entwickelt sich in manchen 
Ländern das Festnetz nicht weiter, 
die Anschlusszahlen sind sogar rück-
läufig während der Mobilfunk boomt. 

Wie kann eine Technologie, die für 
den Nutzer soviel teurer ist als eine 
andere sich so deutlich gegen diese 
durchsetzen. Zunächst zu den Prei-
sen. Das mobile Telefonieren kostet 
pro Minute typischerweise 10- bis 20-
mal mehr als das Telefonieren über 
das Festnetz. Sicher gibt es auch ers-
te Angebote im Markt, wie den 3 

Cent-Tarif von E-Plus, der auf dem 
Niveau der Festnetzpreise liegt. Doch 
ist dies für die Marktpreisentwicklung 
noch nicht repräsentativ. So verlan-
gen die Mobilfunkbetreiber dem-
nächst immer noch ca. 12 Cent allein 
für die Terminierung eines Gesprächs 
in einem ihrer Mobilfunknetze. 

Den Mobilfunkern ist es bisher gelun-
gen, ihren zahlreichen Nutzern den 
Mobilfunk als einen Premium Service 
zu verkaufen. Die Convenience, die 
das mobile Telefonieren bietet, hat 
dem Mobilfunk eine weitgehend ge-
nerische Nachfrage verschafft, für die 
eine hohe Zahlungsbereitschaft be-
steht. Aus diesem Grund gab es bis-
lang auch keinen wesentlichen Wett-
bewerb zwischen Mobilfunk und 
Festnetz in Deutschland. 

Dabei ist das Wettbewerbspotential 
gewaltig. Während die Wertschöp-
fungstiefe der Wettbewerber im Fest-
netz deutlich geringer ist als die der 
Deutschen Telekom, haben alle Mo-
bilfunkbetreiber eine ähnliche Wert-
schöpfungstiefe wie der Festnetzin-

cumbent. Alle vier Netzbetreiber sind 
infrastrukturbasierte Anbieter mit ei-
nem (nahezu) flächendeckenden 
Netz, die ihre Kunden direkt an ihr 
Netz anschließen. Dies haben im 
Festnetz alle Wettbewerber zusam-
mengenommen für gerade einmal ca. 
5% aller Kunden geschafft und dies 
auch nur unter Inanspruchnahme von 
Vorleistungen ihres Hauptwettbewer-
bers.

Im Prinzip stehen einem intensiveren 
Wettbewerb zwischen Festnetz und 
Mobilfunk nur die Preise im Mobilfunk 
entgegen. Bei den Preisvergleichen 
der OECD, bei denen die Preise in 
Kaufkraftparitäten umgerechnet wer-
den, sind die Mobilfunkpreise in 
Deutschland mit am höchsten. Bei 
den OECD-Vergleichen werden ver-
schiedene Körbe für Mobilfunkleis-
tungen und Nutzungsintensitäten ge-
bildet und dann aggregiert miteinan-
der verglichen. Ein wesentlicher 
Grund für das vergleichsweise hohe 
deutsche Preisniveau liegt in den ho-
hen Subventionen der Mobilfunkend-
geräte hierzulande, die die Nutzer 
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über erhöhte Gesprächs- bzw. Nut-
zungsentgelte finanzieren. Preisver-
gleiche, die diese Subventionierung, 
die ja dem Endkunden durchaus zu-
gute kommt berücksichtigen, kommen 
denn auch zu anderen Ergebnissen. 
So führt die Berücksichtigung der 
Endgerätesubventionen etwa bei ei-
nem Preisvergleich der britischen 
Regulierungsbehörde dazu, dass 
Mobilfunkleistungen in Deutschland 
preisgünstiger als in Schweden und 
Großbritannien sind. 

Das Problem der Engeräte-
subventionen

Auch wenn man, wie die Preisverglei-
che deutlich zeigen, konstatieren 
kann und muss, dass die Endgeräte-
subventionen den Nutzern zugute 
kommen, gibt es gute Gründe anzu-
nehmen, dass die Subventionierung 
der Endgeräte weder dem Wettbe-
werb, noch den Mobilfunkunterneh-
men, noch letztlich den Kunden dient. 
Endgerätesubventionen sind ein 
preispolitisches Instrument zur Markt-
erschließung. Sie helfen einen neuen 
Markt schneller zu durchdringen und 
Wachstum auf der Teilnehmerseite zu 
generieren. Doch wird ihr Beitrag da-
zu meist überschätzt. Länder wie Ita-
lien oder Finnland, die keine Endge-
rätesubventionen kennen, haben 
gleichwohl eine höhere Penetrations-
rate im Mobilfunk als Deutschland. 
Ausmaß und Volumen der Endgerä-
tesubventionen haben darüber hinaus 
zu einer gigantischen volkswirtschaft-

lichen Verschwendung geführt. Millio-
nen von Endgeräten mit einer unter 
normalen Bedingungen wirtschaftli-
chen Lebensdauer von 3 – 4 Jahren 
werden im Durchschnitt nach weniger 
als 2 Jahren ersetzt. Die Netzbetrei-
ber haben über die Zeit hinweg mehr 
Geld in die Gerätesubventionen als in 
ihre Netze investiert. 

Niedrige ARPU 

Aufgrund der Finanzierung der Gerä-
tesubventionen durch überhöhte Nut-
zungsentgelte spüren die Netzbetrei-
ber dies schmerzlich an den niedrigen 
durchschnittlichen Monatsumsätzen 
in Deutschland. Mit rund 25 € pro 
Monat erzielen die Netzbetreiber in 
Deutschland einen der niedrigsten 
Umsätze pro Kunde in den OECD-
Staaten. In anderen EU-Ländern liegt 
der Durchschnittsumsatz deutlich ü-
ber 30 € pro Monat, in den USA bei 
etwa 45 €, in Japan sogar bei 58 €. 
Entsprechend gering ist die Nutzung 
des Mobilfunks. Während in Deutsch-
land deutlich weniger als 100 Minuten 
pro Monat mit einem Mobilgerät tele-
foniert werden, sind dies in anderen 
europäischen Ländern 200 bis 300 
Minuten, in den USA sogar 500 Minu-
ten.

Die zuletzt genannten Zahlen zeigen 
zum einen die strategische Sackgas-
se der Mobilfunkbetreiber auf, 
zugleich aber auch den Ausweg aus 
ihr. Ein Teilnehmerwachstum ist nach 
wie vor vorhanden, aber begrenzt. Mit 
Endgerätesubventionen auf bisheri-

gen Niveau ist es aber teuer bezahlt, 
insbesondere wenn davon weiterhin 
die Bestandskunden mit umfasst blei-
ben. Mit (deutlichen) Preissenkungen 
ließe sich die Nutzung (deutlich, wenn 
auch zunächst nicht in gleichem Um-
fang) steigern. Diese Entwicklung wä-
re positiv für den Wettbewerb im Mo-
bilfunk als auch für den Wettbewerb 
zwischen Mobilfunk und Festnetz. Mit 
dem Abbau der Endgerätesubventio-
nen würde der Wettbewerb im Mobil-
funk „produktiver“ werden und wieder 
ein echter Leistungswettbewerb und 
nicht ein Wettbewerb um Abwer-
beprämien. Auch die Kunden werden 
am Ende eine niedrigere Mobilfunk-
rechnung höher bewerten als das 
Einlagern verschenkter und nicht 
mehr genutzter Mobilfunkgeräte. Al-
lerdings wird es für die Betreiber eine 
Herkulesaufgabe werden, Kunden, 
die man ein Jahrzehnt an Subventio-
nen gewöhnt hier wieder umzuorien-
tieren. Auch wird die Versuchung des 
ein oder anderen Mobilfunkbetreibers 
groß sein, sich durch das Betätigen 
der Subventionierungsschraube kurz-
fristige Marktvorteile zu verschaffen. 
Es bleibt zu hoffen, dass die kollekti-
ve Vernunft in diesem Thema nicht 
erst langfristig sondern bereits unmit-
telbar zur Geltung kommt. Insofern 
gilt es den in diesen Wochen neu 
aufgelegten Anlauf der Mobilfunk-
betreiber zum Abbau der Endgeräte-
subventionen zu begrüßen, zu unter-
stützen und ihnen im Interesse aller 
viel Erfolg zu wünschen.  

Karl-Heinz Neumann 

Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK 

Stand und Perspektiven der Vorratsdatenspei-
cherung – WIK-Consult legt im Auftrag von 

BITKOM aktuellen internationalen Vergleich vor
Die Terroranschläge in New York und 
Madrid haben in jüngster Zeit viele 
Gesetze und Regelungen beeinflusst, 
die die Erhöhung der inneren Sicher-
heit zum Ziel haben. Insbesondere 
nach den Anschlägen in Madrid im 
Frühjahr 2004 wurde auf politischer 
Ebene eine Intensivierung der Maß-
nahmen zur rechtzeitigen Bekämp-
fung von terroristischen Aktivitäten 
gefordert. Die EU hat unmittelbar 
nach den Ereignissen erklärt, ihre Zu-
sammenarbeit verstärken zu wollen. 
Dazu gehört auch die Erörterung der 
Frage, ob eine EU-weit einheitliche 

Regelung über die Speicherung von 
Daten, die bei der Nutzung von Tele-
kommunikationsdiensten anfallen, ge-
troffen werden soll.  

Hintergrund 

Der Europäische Rat wurde in der am 
25. März 2004 angenommenen „Er-
klärung zum Kampf gegen den Terro-
rismus“ beauftragt, bis Juni 2005 
Maßnahmen für die Erarbeitung von 
Rechtsvorschriften über die präventi-
ve Aufbewahrung von Verkehrsdaten 
aller Kunden zu prüfen, damit diese 

für die Strafverfolgung genutzt wer-
den können. Dabei ist offen geblie-
ben, ob überhaupt eine generelle Re-
gelung getroffen werden wird und wie 
diese ausgestaltet sein könnte. 

In einem ersten Schritt haben die Mit-
gliedsländer Frankreich, Irland, Ver-
einigtes Königreich und Schweden im 
April 2004 einen Rahmenbeschluss-
Entwurf vorgelegt, der die Harmoni-
sierung der Vorratsdatenspeicherung 
(Data Retention) innerhalb der EU 
zum Ziel hat (Entwurf eines Rahmen-
beschlusses über die Vorratsspeiche-
rung von Daten (...) für die Zwecke 
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der Vorbeugung, Untersuchung, 
Feststellung und Verfolgung von 
Straftaten, einschließlich Terrorismus 
v. 28.04.2004). 

Der Entwurf sieht vor, dass sämtliche 
Verkehrsdaten (also die Verbin-
dungsdaten einschließlich der Stand-
ortdaten) sowie Bestandsdaten (z.B. 
Name, Adresse, Kontoverbindung) in 
den Bereichen der klassischen Tele-
fonie (Festnetz und Mobilfunk) und 
des Internets für einen Zeitraum von 
mindestens 12 bis maximal 36 Mona-
ten gespeichert werden müssen. Im 
Herbst letzten Jahres hat die nieder-
ländische Ratspräsidentschaft in ei-
ner Ergänzung einen Zeitraum von 
einem Jahr vorgeschlagen.  

Die Kritik der europäischen Daten- 
und Verbraucherschützer und nicht 
zuletzt auch der Telekommunikati-
onsdiensteanbieter, die die Kosten für 
die Investitionen und die Durchfüh-
rung der Datenspeicherung tragen 
sollen, an den Ratsplänen ist - wie zu 
erwarten - vehement. Eine Speiche-
rung „aller“ Daten wird als unverhält-
nismäßig bezeichnet. Der Umfang der 
EU-weit geplanten Vorratsdatenspei-
cherung geht weit über die Daten 
hinaus, die bisher durch die Anbieter 
für Unternehmenszwecke gespeichert 
werden. Die Speicherung erfolgt bis-
lang hauptsächlich zu Abrechnungs-
zwecken und für die Bereitstellung 
von Diensten. Aus datenschutzrecht-
lichen Gründen haben Unternehmen 
keine Möglichkeiten, die zu spei-
chernden Daten nutzbringend für ei-
gene Zwecke zu verwenden, so dass 
eine Vorratsdatenspeicherung aus-
schließlich geschäftsfremden Zwe-
cken mit entsprechend hohen Kosten 
dient.

Im Rahmen einer von den Generaldi-
rektionen Informationsgesellschaft 
sowie Justiz und Inneres durchge-
führten schriftlichen Konsultation so-
wie einer öffentlichen Anhörung im 
September 2004 in Brüssel haben al-
le Seiten den Entwurf kontrovers dis-
kutiert und zahlreiche Fragen aufge-
worfen, die insbesondere die Wirk-
samkeit und Verhältnismäßigkeit ei-
ner solchen Regelung betreffen. Da 
insbesondere die Ergebnisse der ak-
tuellen Befragung der Mitgliedsländer 
durch die Kommission nicht öffentlich 
sind, ist der Stand der Regelungen 
und die Regelungspraxis zur Vorrats-
datenspeicherung in der Öffentlichkeit 
kaum transparent. 

Auftrag an WIK-Consult 

Der Branchenverband BITKOM - 
Bundesverband Informationswirt-
schaft, Telekommunikation und neue 
Medien e.V. hat vor diesem Hinter-

grund WIK-Consult beauftragt, ein 
Benchmark zu Stand und Perspekti-
ven der Vorratsdatenspeicherung in 
ausgewählten EU-Mitgliedsstaaten 
sowie den USA zu erarbeiten, um die 
Diskussion durch empirische Fakten 
zu versachlichen.  

WIK-Consult analysierte im Zeitraum 
bis einschließlich September 2004 die 
aktuellen Regelungen und wesentli-
chen Rahmendaten in den Ländern 
Frankreich, Italien, Niederlande, Ös-
terreich, Schweden, Spanien, Verei-
nigtes Königreich und den USA. Die 
Studie basiert neben der Auswertung 
aller wesentlichen Dokumente auf 
persönlichen Interviews mit einschlä-
gigen Experten und Repräsentanten 
der zuständigen Behörden in den je-
weiligen Ländern.1

Gesetzliche Grundlagen und 
Praxis

Der Vergleich der verschiedenen Re-
gelungen in den wichtigsten TK-
Märkten der EU und in den USA zeigt 
insgesamt, dass eine verpflichtende 
Vorratsdatenspeicherung für Zwecke 
der Strafverfolgung und nationalen 
Sicherheit wenig verbreitet ist. Eine 
Verpflichtung zur Speicherung „sämt-
licher“ Verkehrsdaten, wie sie der EU-
Rahmenbeschluss-Entwurf vorsieht, 
findet sich in keinem der untersuchten 
Länder.

Die USA verzichten gänzlich auf eine 
Vorratsdatenspeicherung, da den na-
tionalen Behörden eine fallbezogene 
Datenspeicherung (Data Preservati-
on) ausreichend erscheint. Die Ver-
gleichsländer UK, Schweden oder 
Österreich haben keine gesetzliche 
Verpflichtung zur Vorratsdatenspei-
cherung. In UK basiert die Vorratsda-
tenspeicherung seit 2001 auf einer 
freiwilligen Vereinbarung, nach der 
die Unternehmen Daten, die diese 
bereits zu unternehmenseigenen 
Zwecken speichern, für einen länge-
ren Zeitraum (je nach Datentyp zwi-
schen 4 Tagen und 12 Monaten) 
speichern sollen. Die Niederlande 
haben ausschließlich für sog. call re-
cords im Bereich der Prepaid-Karten 
im Mobilfunk eine Speicherverpflich-
tung von 3 Monaten erlassen. In 
Spanien wurde in 2002 zwar ein ent-
sprechendes Gesetz verabschiedet, 
eine Verordnung, durch die die darin 
enthaltenen Vorschriften erst wirksam 
würden, fehlt jedoch bis heute. In 
Frankreich existieren seit 2001 ge-
setzliche Rahmenregelungen für eine 
Speicherung für die Dauer von einem 
Jahr. Eine diese Regelung umset-
zende Verordnung, die den Umfang 
der zu speichernden Datentypen und 
die Kostenentschädigung regeln soll, 
wird zurzeit diskutiert. In Italien ist seit 

2003 ein Gesetz in Kraft, wonach Un-
ternehmen Verkehrsdaten für einen 
Zeitraum von zwei Jahren speichern 
müssen. Die zu speichernden Daten-
typen wurden jedoch bisher nicht 
festgelegt. Die Verpflichtung bezieht 
sich derzeit auf den Bereich der Tele-
fonie (fixed und mobile). 

Data Preservation 

Data Preservation ist in manchen 
Ländern als Alternative oder zusätz-
lich zur Vorratsdatenspeicherung ein-
geführt worden. Die USA verfügen 
über die umfassendste und detaillier-
teste Regelung in diesem Bereich 
und verstehen das Verfahren als Al-
ternative zu Vorratsdatenspeiche-
rung. Gesetzentwürfe zu Vorratsda-
tenspeicherung wurden in den letzten 
Jahren mehrfach durch den Kongress 
als zu weitgehend abgewiesen. 

Grundsätzlich ist anzumerken, dass 
ein Zugriff auf Verkehrsdaten in den 
untersuchten Ländern immer auch im 
Rahmen von Überwachungsmaß-
nahmen (Legal Interception) erfolgen 
kann, wobei die Daten in Echtzeit o-
der ggf. auch per Datenträger an die 
Strafverfolgungsbehörden übermittelt 
werden.  

Datenspeicherung für Un-
ternehmenszwecke 

Die Praxis der Datenspeicherung wird 
in den untersuchten Ländern von den 
sektorspezifischen Datenschutzrege-
lungen bestimmt. Dies bedeutet, dass 
Daten nur zweckbezogen gespeichert 
werden, also z.B. für Billing-Zwecke 
und für die Bereitstellung der Dienste. 
Für Marketingzwecke gilt innerhalb 
der EU, dass das Einverständnis des 
Teilnehmers erforderlich ist. Die Dau-
er der Speicherung der zweckbezo-
genen Daten wird prinzipiell aus Kos-
tengründen so kurz wie möglich 
gehalten, d.h. sie ist faktisch auf we-
nige Monate beschränkt. 

In allen untersuchten Ländern - mit 
Ausnahme der USA und UK - können 
Anbieter Daten daher nur unter ein-
geschränkten Bedingungen für eige-
ne Zwecke (z.B. Billing, Marketing) 
speichern. Im Wesentlichen gelten in 
den EU-Ländern vergleichbare Rege-
lungen entsprechend der EU-
Rahmenrichtlinie 2002/58/EC zum 
Datenschutz. D.h., dass die Speicher-
frist für Rechnungszwecke auf 6 Mo-
nate beschränkt ist und die Verwen-
dung für Marketingzwecke nur unter 
bestimmten Bedingungen gestattet 
ist. Rechnungsdaten können bis zur 
Verjährung der Einspruchsfrist auf-
bewahrt werden; falls Einsprüche gel-
tend gemacht werden, auch länger.
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In UK besitzen die Anbieter relativ 
weitreichende Befugnisse in Bezug 
auf die Verwendung von Bestandsda-
ten für Direktwerbung. Hier gilt gene-
rell ein „opt-out“ Prinzip, d.h., Teil-
nehmer müssen der Nutzung ihrer 
Daten für Direktwerbungszwecke wi-
dersprechen. Rechnungsdaten dürfen 
6 Jahre bis zum Ende der Ein-
spruchsfrist aufbewahrt werden. Im 
Vereinigten Königreich besteht somit 
eine Möglichkeit, Datensätze weit in-
tensiver für Unternehmenszwecke 
auszuwerten, als dies in en übrigen 
Ländern der Fall ist. Somit dürfte die 
Kostenbelastung durch Regelungen 
zur Vorratsdatenspeicherung für 
Strafverfolgungszwecke erheblich ge-
ringer sein als z.B. für deutsche Un-
ternehmen, die erst mit großem Auf-
wand entsprechende Investitionen 
und Vorkehrungen vornehmen müs-
sen.    

In den USA sind im Privatsektor Da-
tenschutzregelungen kaum vorhan-
den. Hier bleibt die Dauer der Spei-
cherung von Bestands- und Ver-
kehrsdaten der Entscheidung der Un-
ternehmen überlassen. 

Prozessgestaltung

In den Ländern, in denen gesetzliche 
Regelungen zu Data Retention für 
Strafverfolgungszwecke existieren, 
erweisen sich nicht nur die spezifi-
schen zusätzlichen Investitionen, 
sondern auch die Abwicklung und 
Durchführung sowie Maßnahmen 
zur Sicherung der Daten als Kos-
tentreiber für die Unternehmen. Auch 
die Anzahl der zur Abfrage berechtig-
ten Stellen hat deutliche Auswirkun-
gen auf die entstehenden Kosten.  

Es hat sich gezeigt, dass die Prozes-
se und Anfragen kaum formalisiert 
und standardisiert sind, was die Prü-
fung für die Unternehmen umso auf-
wändiger gestaltet. Ein Single Point of 
Contact (SpoC), geschulte Behör-
denmitarbeiter, elektronische Über-
tragungsverfahren und standardisier-
te Abfrageformulare können in erheb-
lichem Umfang dazu beitragen, so-
wohl für Unternehmen als auch für 
die Behörden Kosten zu senken und 
die Effektivität zu steigern. UK verfügt 
in diesem Zusammenhang über die 
detaillierteste Festlegung der Daten-
abfrageprozesse. Auch in Frankreich 
sind entsprechende Prozesse ge-
plant.

Die Daten sollen zumeist in der Form 
übergeben werden, in der sie den Un-
ternehmen vorliegen. Faktisch ist 
nach Expertenaussagen mit der Ü-
bergabe dennoch ein erheblicher 
Aufwand bei der Extrahierung und 
Aufbereitung der Daten verbunden. 

Zum Teil muss gemeinsam vor Ort 
am Access-Point mit Vertretern der 
Behörden nach Daten recherchiert 
werden, was den Aufwand für beide 
Seiten deutlich nach oben treibt. Die 
Übermittlung der angeforderten Ver-
kehrsdaten geschieht darüber hinaus 
in der Regel nicht elektronisch.  

Wirksamkeit

Für die untersuchten Länder liegen 
keine systematischen Studien zur 
Wirksamkeit von Vorratsdatenspei-
cherung vor. Analysen von schwedi-
schen Anbietern zeigen jedoch, dass 
85% der abgefragten Verkehrsdaten 
sich auf einen Zeitraum beziehen, der 
nicht länger als 3 Monate zurückliegt. 
10% der angeforderten Daten stam-
men aus einem Maximalzeitraum von 
einem halben Jahr. Auch in UK be-
ziehen sich die Abfragen zu 80% auf 
Daten, die in den letzten 3 Monaten 
generiert wurden, obwohl den Sicher-
heitsbehörden bekannt ist, dass die 
Unternehmen Daten für eigene Zecke 
zumeist für 12 Monate vorhalten. Vor 
diesem Hintergrund erscheinen die in 
der Diskussion erhobenen Forderun-
gen nach einer Speicherfrist von 
zwölf Monaten bis zu 3 Jahren insbe-
sondere unter dem Gesichtspunkt der 
Verhältnismäßigkeit zwischen Auf-
wand und Nutzen als wenig praxisge-
recht. Statistiken aus den Niederlan-
den und Österreich belegen, dass 
Verkehrsdaten grundsätzlich nur ei-
nen geringen Beitrag zur Strafverfol-
gung leisten. Von den Strafverfol-
gungsbehörden werden am häufigs-
ten Bestandsdaten (Name, Adresse, 
Kennungen, etc.) abgefragt. Dies ist 
auch in Frankreich der Fall.

Kostenentschädigung

Kostenentschädigungsregelungen 
finden sich in beinahe allen unter-
suchten Ländern. Aus Sicht der be-
fragten Anbieter ist eine Erstattung zu 
fordern, die sowohl Kapital- als auch 
Betriebskosten umfassend berück-
sichtigt.

In den Niederlanden schließen die 
Anbieter jeweils Tarifverträge über 
Entschädigungssätze mit dem Jus-
tizministerium ab. Auch in UK und 
Frankreich existieren solche Tariflis-
ten. In Schweden können Kosten für 
einzelne Datenabfragen den Behör-
den in Rechnung gestellt werden. 
Auch in den USA können die Unter-
nehmen einzelfallbezogen ihre Kos-
ten geltend machen. In Italien und 
Österreich wurden Gebührenverord-
nungen erlassen, die die Höhe der 
Entschädigungen festlegen, die dann 
jeweils im Einzelfall gegenüber der 

jeweiligen Behörde geltend gemacht 
werden können.  

Auch Investitionen werden teilweise 
bei den Entschädigungszahlungen 
berücksichtigt. In Italien bekommen 
die Unternehmen einen Anteil der 
Kapitalkosten erstattet, wenn sie zu 
einem bestimmten Zeitpunkt in die 
geforderte Technik investieren. In den 
USA und in UK existieren Fonds, aus 
denen Entschädigungen für Investiti-
onen von Anbietern gezahlt werden.  

Nach einem Urteil des Verfassungs-
gerichts vom 27.02.2003 ist in Öster-
reich eine Entschädigungszahlung an 
die Anbieter zu leisten. Am 1. Sep-
tember 2004 ist eine entsprechende 
Gebührenverordnung in Kraft getre-
ten, die die Anbieter für die operati-
ven Kosten entschädigt, wenn sie ei-
ne sog. Rufdatenrückerfassung 
durchführen. Darüber hinaus werden 
die zuständigen Behörden mit den 
TK-Industrieverbänden demnächst 
über eine Entschädigungsregelung 
für Investitionen in Überwachungs-
technik gesondert verhandeln. Auch 
in Frankreich hat im Jahr 2000 das 
Verfassungsgericht entschieden, 
dass der Staat zu Entschädigungs-
zahlungen verpflichtet ist. 

Die Regel, wonach in manchen Län-
dern einzelfallbezogen mit den Be-
hörden abgerechnet werden muss, 
erzeugt nicht nur bei den Anbietern, 
sondern auch bei den Behörden hohe 
Kosten für die Rechnungsstellung 
und -bearbeitung. Dies führt zum Teil 
sogar dazu, dass Unternehmen we-
gen des hohen Aufwands auf eine 
Rechnungstellung gänzlich verzich-
ten. Die Einrichtung einer zentralen 
Abrechnungsstelle und eine Standar-
disierung der Prozesse wären daher 
aus Sicht aller Anbieter dringend 
wünschenswert.  

Ausblick

Vorratsdatenspeicherung kann das 
Nutzerverhalten negativ beeinflussen, 
da ein Akzeptanz- und Vertrauensver-
lust der Bürger in Bezug auf elektro-
nische Kommunikation nicht ausge-
schlossen werden kann. Vertraulich-
keit ist eine wichtige Voraussetzung 
für die Nutzung innovativer Telekom-
munikationsdienste und damit für die 
Wachstumspotenziale der ITK-
Industrie. Darauf weisen die Gegner 
einer Vorratsdatenspeicherung immer 
wieder hin. Ihre heftige Kritik hat in 
den letzten Wochen dazu beigetra-
gen, dass über ein verändertes Ver-
fahren der Beschlussfassung inner-
halb der EU nachgedacht wird. 

Die Europäische Kommission hat 
nunmehr den Ministern der Mitglieds-
länder für Justiz und Inneres ange-
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deutet, dass sie keine rechtliche 
Grundlage für den geplanten Rah-
menbeschluss über eine verpflichten-
de Vorratsdatenspeicherung in der „3. 
Säule“ der EU sieht. Die Kommission 
plant scheinbar eine eigene Initiative, 
die rechtlich in der „1. Säule“ veran-
kert wäre und dann den üblichen Ent-
scheidungsweg über das Europäi-
sche Parlament gehen muss.  

Eine Entscheidung über den Rah-
menbeschluss-Entwurf, der die Zu-
sammenarbeit in den Bereichen Jus-
tiz und Inneres, also die „3. Säule“ 
betrifft, könnte dagegen vom Europä-
ischen Rat einstimmig beschlossen 
werden, ohne dass das Parlament 
zustimmen muss. Dies hatte bereits 
schon zu Kritik auf verschiedenen 

Ebenen im Zusammenhang mit den 
Plänen zur Vorratsdatenspeicherung 
geführt. Auch die nationalen Parla-
mente hätten in diesem Szenario nur 
eingeschränkte Rechte. Im Hinblick 
auf den jetzt vorliegenden Rahmen-
beschluss-Entwurf würde dies bedeu-
ten, dass die jeweiligen Parlamente 
nur noch über den Zeitraum der ver-
pflichtenden Speicherung für Strafver-
folgungszwecke entscheiden dürften 
und dies auch nur, wenn diese Ent-
scheidung einer jährlichen Revision 
unterworfen und die Entscheidungs-
begründung jeweils an die Kommissi-
on gesandt würde.  

Sollte jetzt die Europäische Kommis-
sion einen eigenen Vorschlag vorle-

gen, könnten die auf dem Tisch lie-
genden Pläne zur europaweiten 
Speicherung von Verkehrsdaten noch 
erheblich verändert werden und die 
Umsetzung in den einzelnen Mit-
gliedsländern wäre sicherlich nicht 
nur in Deutschland einer intensiven 
und kontroversen Diskussion in Ge-
sellschaft und Parlament unterworfen. 

Annette Hillebrandt 

                                                          

1  Kürzlich veröffentlicht als Diskussionsbei-
trag Nr. 261 (Franz Büllingen, Aurélia Gillet, 
Christin-Isabel Gries, Annette Hillebrand, 
Peter Stamm: Stand und Perspektiven der 
Vorratsdatenspeicherung im internationalen 
Vergleich). 

Reform des Weltpostvereins – Stärkung der Rolle 
der privatisierten Postunternehmen 

Im Auftrag des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) hat 
WIK-Consult eine Studie zur Reform 
des Weltpostvereins (WPV) in Zu-
sammenarbeit mit Juristen des Zent-
rums für Europäische Integrationsfor-
schung der Universität Bonn (ZEI) 
durchgeführt. Im Mittelpunkt der Stu-
die steht die Frage, welche Rolle Re-
gierungen einerseits und Postunter-
nehmen andererseits im WPV zukünf-
tig innehaben sollen; sie befasst sich 
dabei sowohl mit ökonomischen als 
auch mit (völker-) rechtlichen Frage-
stellungen. 

Wie dringend Reformen bezüglich der 
institutionellen Struktur des Weltpost-
vereins geboten sind, machen bereits 
die häufigen Verwendungen des Beg-
riffs Postverwaltung in den Verträgen 
des WPV deutlich: Dem Vertragswerk 
zufolge sollen Vertreter der Postver-
waltungen der Mitgliedsländer in 
sämtlichen – regulatorischen wie ope-
rativen – Gremien vertreten sein; der 
Begriff erweist sich jedoch infolge der 
Trennung hoheitlicher und betriebli-
cher Aufgaben in der Mehrheit der 
Mitgliedsländer, sowie infolge der Pri-
vatisierung von Postunternehmen in 
einigen Ländern, als zunehmend un-
praktikabel. In diesem Kontext hat 
Deutschland im Herbst 2003 in den 
Gremien des WPV den Vorschlag 
eingebracht, den bestehenden Rat für 
Postbetrieb in einen Rat der Post-
betreiber umzuwandeln.  

Die Ergebnisse der Studie wurde bei 
verschiedenen Gelegenheiten einem 
internationalen Fachpublikum präsen-
tiert und somit in die aktuelle Reform-
debatte innerhalb des WPV einge-

bracht. Zunächst wurde im Dezember 
2003 in Bad Honnef ein international 
besetzter Expertenworkshop durch-
geführt. Die Endpräsentation der Stu-
die fand im Juli 2004 vor internationa-
lem Publikum in Berlin statt – u. a. in 
Anwesenheit des (inzwischen ausge-
schiedenen) Staatssekretärs Dr. Alf-
red Tacke sowie von Thomas Leavey, 
des damaligen WPV-Generaldirektors 
und seines Amtsnachfolgers Edouard 
Dayan. Weiterhin wurde WIK-Consult 
zu drei Vorträgen in unterschiedlichen 
Gremien des WPV eingeladen: an-
lässlich von Sitzungen des WPV-
Verwaltungsrats in Bern (Februar 
2004 und Januar 2005) sowie bei ei-
ner gemeinsamen Plenarsitzung von 
CERP und PostEurop (der beiden 
Teile des ‚Engeren Vereins’ des WPV 
für Europa) in Dubrovnik im Februar 
2004.1

Hintergrund 

Deutschland ist seit der Gründung 
des Weltpostvereins (WPV) im Jahre 
1874 Mitglied dieser zweitältesten in-
ternationalen Organisation.2 Ur-
sprüngliche und – den entsprechend 
den Statuten – nach wie vor zentrale 
Aufgabe der Organisation ist die 
Schaffung eines einzigen universellen 
Postgebietes und damit die Ge-
währleistung und praktische Durch-
führung eines reibungslosen interna-
tionalen Postaustausches zwischen 
den derzeit 190 Mitgliedsländern des 
WPV.

Als Unterorganisation der Vereinten 
Nationen ist der WPV ein Zusam-
menschluss von Staaten. Seine Auf-
gaben werden jedoch allenfalls teil-
weise als hoheitlich, in weiten Teilen 
hingegen als rein operativ wahrge-
nommen. Zu den Aufgaben des WPV 
zählen insbesondere die Standardi-

Abbildung 1 Organigramm des Weltpostvereins 

Verwaltungsrat
41 Mitglieder

(4 Ausschüsse, 
5 Arbeitsgruppen)

Internationales Büro

(Generalsekretariat 
aller Organe)

Leitung: Generaldirektor

Rat für Postbetrieb 
40 Mitglieder

(5 Ausschüsse, 
24 Arbeitsgruppen)

Weltpostkongress
(alle vier Jahre)

Konsultativ-
komitee

Konsultativ-
komitee

Quelle: WIK-Consult. (Anzahl der Arbeitsgruppen zum Stand Februar 2005.) 
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sierung in allen Bereichen des inter-
nationalen Postaustausches (etwa 
der Dokumentation, Abrechnung, 
Qualitätsstandards und Verfahren zur 
Qualitätsmessung ) sowie die Ver-
handlungen über Endvergütungen, 
die Netzzugangspreise im internatio-
nalen Postaustausch. 

Organe des WPV 

Neben dem Kongress, einer Vollver-
sammlung der Regierungen aller Mit-
gliedsländer, als Hauptorgan existie-
ren als weitere Organe des Weltpost-
vereins der Verwaltungsrat, der Rat 
für Postbetrieb, das Internationale Bü-
ro sowie, seit dem Kongress im Sep-
tember 2004, das Konsultativkomitee. 

Kongress. Das oberste Organ des 
Weltpostvereins ist der Kongress; er 
trat bisher alle fünf Jahre zusammen 
– der Kongress 2004 in Bukarest be-
schloss einen nunmehr vier-jährigen 
Zyklus. Im Vertragswerk des Welt-
postvereins ist weiterhin die Möglich-
keit eines außerordentlichen Kon-
gresses vorgesehen, der auf Antrag 
oder mit Zustimmung von mindestens 
zwei Dritteln der Mitgliedsländer des 
Vereins einberufen werden kann. Der 
Kongress setzt sich aus Regierungs-
vertretern der Mitgliedsländer zu-
sammen. Bei den Beratungen hat je-
des Mitgliedsland des WPV eine 
Stimme. Wesentliche Aufgabe des 
Kongresses ist es, das Vertragswerk 
des WPV zu beschließen: die Sat-
zung, die Allgemeine Verfahrensord-
nung, den Weltpostvertrag sowie sei-
ne Vollzugsordnungen und weitere 
Übereinkommen, die Detailbestim-
mungen zu allen Arbeitsfeldern des 
Vereins völkerrechtlich verbindlich re-
geln. 

Verwaltungsrat. Der Verwaltungsrat 
besteht aus 41 Mitgliedern und tritt 
grundsätzlich einmal im Jahr in Bern, 
dem Sitz des Vereins, zusammen. 
Seine Mitglieder werden vom Kon-
gress auf Grundlage einer ‚ausgewo-
genen geographischen Verteilung’ 
gewählt. Zu den zentralen Aufgaben 
des Verwaltungsrates gehört die Ü-
berwachung der Tätigkeiten des 
Weltpostvereins in der Zeit zwischen 
zwei Kongressen, die Untersuchung 
von Fragen im Zusammenhang mit 
der Politik der Regierungen im Post-
bereich und die Berücksichtigung der 
internationalen Entwicklungen im Be-
reich der Regulierung, die zum Bei-
spiel den Handel mit Dienstleistungen 
und den Wettbewerb betreffen.  

Rat für Postbetrieb. Der Rat für 
Postbetrieb setzt sich aus 40 Mitglie-
dern zusammen, die ihre Tätigkeit in 
der Zeit zwischen zwei aufeinander 
folgenden Kongressen ausüben. Sie 
werden vom Kongress auf Grundlage 
einer ‚ausgewogenen geographi-

schen Verteilung’ gewählt. Mitglieder 
des Rates für Postbetrieb sind formal 
die Mitgliedesländer des WPV; de 
facto werden alle Mitgliedsländer im 
Rat für Postbetrieb durch die (ehema-
ligen) Staatsunternehmen vertreten.  

Zu den Aufgaben des Rates für Post-
betrieb gehört es insbesondere, sich 
mit betrieblichen, kommerziellen, 
technischen und wirtschaftlichen Fra-
gen, die für den Postdienst von Inte-
resse sind, zu befassen. Dazu gehört 
insbesondere die Untersuchung von 
Fragen mit erheblichen finanziellen 
Auswirkungen für die Postverwaltun-
gen aller Mitgliedsländer (Gebühren, 
Endvergütungen, Durchgangsvergü-
tungen, Grundvergütungssätze für die 
Luftbeförderung der Briefpost, Vergü-
tungsanteile für Postpakete und Ein-
lieferung von Briefsendungen im Aus-
land). Zu diesen Fragen erarbeitet der 
Rat für Postbetrieb Mitteilungen und 
Stellungnahmen und empfiehlt dies-
bezüglich zu ergreifende Maßnah-
men.

Internationales Büro. Das Internati-
onale Büro ist die zentrale Stelle des 
WPV am Sitz der Organisation in 
Bern und steht unter der Aufsicht des 
Verwaltungsrats. Als administratives 
Organ dient das Internationale Büro 
als Ausführungs-, Unterstützungs-, 
Verbindungs-, Auskunfts- und Bera-
tungsorgan und erteilt auf Anfrage 
den Mitgliedern Rechtsauskünfte in 
Angelegenheiten der internationalen 
Post. Die zentrale Aufgabe des Inter-
nationalen Büros besteht darin, alle 
für den internationalen Postdienst 
wichtigen Informationen zu sammeln 
und für die Mitglieder zu veröffentli-
chen. Als weitere Aufgaben obliegen 
diesem Organ des Weltpostvereins 
auch noch die Wahrnehmung des 
Sekretariats für die anderen Organe 
des Weltpostvereins, die Mitwirkung 
bei Studien, die Durchführung posta-
lischer Entwicklungshilfe, die Öffent-
lichkeitsarbeit und die Laufzeitkontrol-
le für internationale Briefsendungen. 

Das Internationale Büro wird vom 
Generaldirektor geleitet. Als zentrale 
Aufgabe kommt ihm insbesondere die 
Rolle des Verwahrers der Verträge 
des WPV und des Mittlers im Verfah-
ren für den Beitritt und die Zulassung 
zum Weltpostverein sowie für den 
Austritt aus der Organisation zu. Das 
Amt wurde von 1995 bis Januar 2005 
vom US-Amerikaner Thomas Leavey 
ausgeübt; seitdem steht der Franzose 
Edouard Dayan als Generaldirektor 
dem WPV vor. 

Konsultativkomitee. Auf dem Kon-
gress von Peking 1999 wurde der 
Verwaltungsrat ermächtigt, ein bera-
tendes Gremium (‚Advisory Group’) 
innerhalb des Weltpostvereins einzu-
richten, das die Arbeit der Organisati-

on unterstützen und die stärkere Ein-
bindung des privaten Sektors in den 
Weltpostverein ermöglichen soll. In 
Bukarest wurde dieses Gremium vom 
Kongress 2004 in ein Konsultativko-
mitee (‚Consultative Committee’) um-
gewandelt. Die Mitglieder dieses Ko-
mitees sollen die Interessen des ‚er-
weiterten Postsektors’ reflektieren – 
unter ihnen finden sich neben einigen 
Regierungen auch Nicht-Regierungs-
Organisationen, private Post- und 
Expressunternehmen, Gewerkschaf-
ten, Kundenverbände, Hersteller von 
Sortier- und Frankiermaschinen sowie 
weitere Interessengruppen. Das 
Gremium hat keinerlei Entschei-
dungsbefugnisse, kann aber zu wich-
tigen Fragestellungen von anderen 
Gremien gehört werden. 

Warum Reform? 

Das internationale Postwesen stellte 
in der Vergangenheit das Nebenein-
ander nationaler Gebietsmonopole für 
die Postbetreiber dar. Die Organisati-
on der grenzüberschreitenden Post-
beförderung glich dabei traditionel-
lerweise einem „Kartell der Gebiets-
monopole“.3 Mit fortschreitender De-
regulierung der Postmärkte in zahlrei-
chen Mitgliedsländern, der Privatisie-
rung einiger ehemaliger Staatsunter-
nehmen (z. B. der TPG in den Nieder-
landen, von Posten AB in Schweden 
und der Deutschen Post) sowie der 
Liberalisierung der Postmärkte insbe-
sondere in der Europäischen Union, 
aber auch in anderen Erdteilen, wur-
de deutlich, dass grundlegende Ver-
änderungen der Organisationsstruktur 
des WPV erforderlich sind. 

Mit dem Verständnis eines marktwirt-
schaftlich organisierten Postsektors 
sind die umfangreichen hoheitlichen 
Regelungen der Verträge des WPV 
bezüglich betrieblicher Belange nicht 
vereinbar. In einem marktwirtschaftli-
chen Umfeld sollten betriebliche Be-
lange grundsätzlich zwischen privat-
wirtschaftlich organisierten Unter-
nehmen selbständig vereinbart wer-
den. Vor diesem Hintergrund ist ins-
besondere kritisch zu beurteilen, dass 
diese hoheitlich-regulatorischen Ein-
griffe in den Gremien des WPV de 
facto teilweise von den Altsassen 
selbst vorgenommen werden können. 
Weiterhin ist problematisch, dass die 
Teilnahme am internationalen 
Postaustausch innerhalb des WPV 
bislang (ehemaligen) Postverwaltun-
gen vorbehalten und die gleichbe-
rechtigte Teilnahme alternativer Post-
betreiber ausgeschlossen ist. 

Postbetrieb versus Postpolitik und -
regulierung 

Infolge dieser Postreformen bzw. der 
Deregulierung der Postmärkte wur-
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den in vielen Mitgliedsländern des 
WPV auf nationaler Ebene betriebli-
che Aufgaben einerseits und hoheit-
lich-regulatorische Aufgaben ande-
rerseits voneinander getrennt. Aus 
diesen nationalen Entwicklungen re-
sultiert das Erfordernis, die beiden 
Aufgabenbereiche (Postbetrieb einer-
seits und Postregulierung bzw. –
politik andererseits) auch auf interna-
tionaler Ebene – und damit auch im 
WPV – zu separieren. 

Der Reformdruck auf den WPV steigt 
mit der Anzahl der Staaten, die Post-
reformen auf nationaler Ebene durch-
führen. Wie dringend eine Reform 
des WPV heute geboten ist, belegt 
eine im Januar 2004 vorgestellte Um-
frage des Internationalen Büros, die 
(u. a.) erfragte, in welchen Mitglied-
staaten eine institutionelle Trennung 
zwischen hoheitlich-regulatorischen 
Aufgaben einerseits und dem Postbe-
trieb andererseits besteht.4 Wie Ab-
bildung 2 verdeutlicht, ist eine solche 
Trennung in 76% aller 152 teilneh-
menden Staaten erfolgt. Selbst wenn 
in allen Staaten, die nicht an der Be-
fragung teilnahmen, Postdienste bis 
heute von öffentlichen Postverwal-
tungen erbracht würden, hätten dem 
Umfrageergebnis zufolge über 60% 
aller Mitglieder des WPV regulatori-
sche und betriebliche Funktionen auf 
nationaler Ebene getrennt. Daraus 
wird deutlich, dass die Frage der Rol-
le privatisierter Postbetreiber im 
Weltpostverein keineswegs ein spezi-
fisches Problem der deutschen Bun-
desregierung oder der Mitgliedstaaten 
der EU ist, sondern dass sich sehr 
ähnliche Probleme für die Mehrheit 
der Mitglieder des WPV ergeben. 

Im europäischen Postbereich wurde 
zu Beginn der 1990er Jahre eine 
deutlichere Trennung zwischen Regu-
lierung und Betrieb durch die Um-
wandlung des ‚Engeren Postvereins’ 
CEPT in eine reine Regulierer-
Organisation (seitdem: CERP) und 
die gleichzeitige Schaffung einer eu-
ropäischen Organisation der öffentli-
chen Postbetreiber (PostEurop) er-
reicht.5

Veränderte Postmärkte

Während bereits aus der Umwand-
lung der staatlichen Postunternehmen 
in eine private Rechtsform (‚corporati-
zation’) ein Erfordernis entsteht, die 
Strukturen des WPV zu verändern, so 
wird dieses Erfordernis zusätzlich 
durch die Privatisierung dieser Unter-
nehmen verstärkt. Bis zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt wurden unter ande-
rem die staatlichen Postunternehmen 
aus den Niederlanden und Deutsch-
land, aber auch aus Singapur, Malay-
sia und Malta privatisiert. In vielen 
Mitgliedsländern sind ähnliche Schrit-

te geplant, so etwa in Dänemark, Ja-
pan, Jordanien und Österreich. 

Neben diesen allgemeinen ord-
nungspolitischen Überlegungen sind 
Reformen des WPV jedoch auch aus 
praktischen, operativ geprägten Er-
wägungen dringend erforderlich: Ins-
besondere in Fragen der Standardi-
sierung und der Endvergütungen sind 
zunehmend kommerziell orientierte 
Postunternehmen darauf angewie-
sen, im WPV effizient, zügig und 
möglichst kostengünstig Lösungen 
erarbeiten zu können. Dies war in der 
Vergangenheit aufgrund der politi-
sche geprägten – und daher zeitauf-
wändigen – Verfahren zur Entschei-
dungsfindung im WPV nicht immer 
der Fall. Tatsächlich wird bereits ein 
erheblicher Anteil der internationalen 
Post außerhalb des WPV-Systems – 
im Rahmen bilateraler oder multilate-
raler Verträge (insbesondere REIMS) 
– zwischen Postunternehmen ausge-
tauscht. In Fragen der Laufzeitmes-
sung steht der WPV bereits heute im 
Schatten der IPC (International Post 
Corporation). Daher ist für die Zukunft 
des WPV von entscheidender Bedeu-
tung, dass er attraktive Lösungen für 
die Unternehmen im Markt liefert – 
nur dann kann er seine bedeutende 
Rolle im internationalen Postaus-
tausch erhalten. Anderenfalls droht 
die Organisation (weiter) in die Be-
deutungslosigkeit abzugleiten. 

Reformbedarf aus rechtlicher Sicht: 
WPV, GATS und EG-Recht

Sämtliche Überlegungen zu einer Re-
form des WPV bewegen sich in ei-
nem komplexen völkerrechtlichen 
Koordinatensystem. Dieses wird 

durch zwei primäre Parameter be-
stimmt: Zum einen steht das WPV-
System in einem zumindest potentiel-
len Spannungsverhältnis zu den wirt-
schaftsvölkerrechtlichen Vorgaben 
der Welthandelsrunde (insbesondere 
des GATS). Zum anderen ergeben 
sich mögliche Konflikte zwischen Eu-
ropäischem Gemeinschaftsrecht und 
den Regelungen des WPV – und da-
mit ein Problem für die EG-
Mitgliedstaaten. 

Abbildung 2 Postverwaltungen im WPV: Fortschritt der Separierung 
betrieblicher und hoheitlich-regulatorischer Aufgaben 
(Januar 2004) 

Structure of UPU Postal administrations: separation of 
operational and regulatory functions (Jan 2004)

116

36

0

25

50

75

100

125

Yes No

N
o

. 
o

f 
c

o
u

n
tr

ie
s

Quelle: Memorandum by the IB: Present situation on the status and structure of UPU 
 postal administrations (CA MWU PT 2004-Doc 2d) 

Postdienstleistungen werden grund-
sätzlich vom GATS erfasst. Als prob-
lematisch erweist sich hier die unter-
schiedliche Behandlung von Indust-
rie- und Entwicklungsländern im End-
vergütungssystem des WPV. Die 
Studie von WIK-Consult und ZEI 
kommt zum Ergebnis, dass das WPV-
Endvergütungssystem in seiner der-
zeitigen Form nicht mit dem allgemei-
nen GATS-Grundsatz der Meistbe-
günstigung zu vereinbaren ist. 

In Europa hat der Gesetzgeber auf 
Gemeinschaftsebene mit den Post-
Richtlinien6 Harmonisierungsmaß-
nahmen für Wirtschaftsbereiche ge-
schaffen, die auch durch Bestimmun-
gen des Vertragswerks des WPV ge-
regelt werden. Beide Normenkreise 
verfolgen in ihrer Zielsetzung jedoch 
grundsätzlich unterschiedliche Ansät-
ze und beinhalten insoweit auch Po-
tential für Konflikte. Daraus resultiert 
die Frage, welche Regelungen An-
wendungsvorrang genießen. Aus völ-
kerrechtlicher Sicht ist in diesem be-
deutsam, dass die EG-
Mitgliedstaaten ihre Zustimmung zum 
Weltpostvertrag unter den Vorbehalt 
gestellt haben, dass Bestimmungen 
des Weltpostvertrags, die mit dem 
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EG-Recht unvereinbar sind, keine 
verbindlichen Regelungen für die Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft ent-
halten. Weiterhin ergibt sich ein Vor-
rang des Gemeinschaftsrechts 
rechtssystematisch aus primärrechtli-
chen Regelungen des EG-Vertrags.7

Ein Beispiel, das die Konfliktsituation 
zwischen Bestimmungen des WPV-
Rechts und den EG-rechtlichen Vor-
gaben illustriert, stellt die Vertretung 
von Mitgliedsländern durch Postver-
waltungen (de facto: durch die, teils 
ehemaligen, Staatsunternehmen) im 
Rat für Postbetrieb des WPV dar. Mit 
Art. 22 Richtlinie 97/67/EG ist den 
Mitgliedstaaten jedoch ausdrücklich 
eine strikte Trennung von hoheitlich-
regulatorischen und operativen Funk-
tionen aufgegeben. Da im Rat für 
Postbetrieb auch hoheitlich-
regulatorische Aufgaben durch die 
Vertreter wahrgenommen werden, 
besteht hier ein Konfliktverhältnis zu 
den Vorgaben des EG-Rechts.  

Ordnungspolitische Grund-
sätze für die Institutionen 
des WPV 

Wesentlicher Bestandteil der Studie 
von WIK-Consult und ZEI ist die Er-
arbeitung ordnungspolitischer Grund-
sätze für eine Reform der Institutio-
nen des WPV. Im Folgenden werden 
zunächst langfristige ordnungspoliti-
sche Grundsätze dargestellt.  

Langfristige Grundsätze für die Re-
form des WPV 

Wettbewerbsneutralität. Vor dem 
Hintergrund der in Deutschland für 
den Postmarkt formulierten Liberali-
sierungsziele ist eine Diskriminie-
rungsfreiheit zwischen Altsassen und 
alternativen Postbetreibern zu ge-
währleisten. Dabei beinhaltet die Ü-
bertragung der Kompetenz für die 
Festlegung von Endvergütungen an 
den Weltpostverein (faktisch ausge-
übt durch die Altsassen) – zumindest 
langfristig – einen zentralen Zielkon-
flikt mit den der Liberalisierung 
zugrunde liegenden freiheitlichen 
Handelsgrundsätzen. 

Sicherstellung weltweiten Univer-
saldienstes. Aufgrund der erhebli-
chen Unterschiede hinsichtlich der 
Regelungen des Universaldienstes 
zwischen den Mitgliedsländern des 
WPV erscheint die einheitliche Defini-
tion eines Universaldienstes im Welt-
postvertrag unangemessen. Als prak-
tikable Lösung könnte der WPV von 
seinen Mitgliedern fordern, allen aus-
ländischen Versendern den Anspruch 
auf dieselben Universaldienste, d. h. 
insbesondere die Zustellqualität, ein-
zuräumen, die auf nationaler Ebene 
festgeschrieben sind. 

Separierung hoheitlich-regulato-
rischer und betrieblicher Aufga-
ben. Infolge der fortschreitenden De-
regulierung der Postmärkte weltweit 
ist es dringend erforderlich, dass die 
Separierung regulatorischer und be-
trieblicher Aufgaben auch in den 
Gremien des WPV nachvollzogen 
wird. Eine entscheidende Forderung 
ist weiterhin, dass die faktische Aus-
übung völkerrechtlicher Gesetzge-
bungskompetenz durch privatwirt-
schaftliche Unternehmen (als Vertre-
ter im Rat für Postbetrieb oder als 
Mitglieder zukünftiger Betreibergre-
mien) unterbunden werden sollte.  

Abbau der Überregulierung inter-
nationaler Postdienste. Der hoheitli-
che Charakter von Vereinbarungen 
und Übereinkommen innerhalb des 
WPV ist auf ein Mindestmaß zu redu-
zieren. Dies gilt vor allem für die be-
trieblichen Fragen, die z. Zt. vom Rat 
für Postbetrieb entschieden werden. 
Insbesondere ist die hoheitlich-
regulatorische und völkerrechtlich 
bindende Festsetzung von Endvergü-
tungen im WPV nicht mit der fortge-
schrittenen Deregulierung der interna-
tionalen Postmärkte vereinbar. In An-
betracht der Tatsache, dass ein 
Großteil der internationalen Sen-
dungsströme bereits außerhalb des 
WPV-Rahmens abgewickelt wird, er-
scheint diese verbindliche Regulie-
rung der Endvergütungen ferner nicht 
zur Sicherung des weltweiten Unver-
saldienstes erforderlich. Da internati-
onale Transporte bzw. Transit im glo-
balisierten Umfeld hinreichend im 
Wettbewerb angeboten werden, wäre 
zur Sicherstellung des weltweiten U-
niversaldienstes bereits die Verpflich-
tung zum diskriminierungsfreien Zu-
gang aller Unternehmen zur nationa-
len Zustellung hinreichend. 

Förderung der Effizienz postali-
scher Entwicklungshilfe. Im Zuge 
zukünftiger Reformen sollte die Kopp-
lung der postalischen Entwicklungs-
hilfe an die Endvergütungen zuguns-
ten anderer Verteilungsregeln aufge-
geben werden. Problematisch er-
scheint heute besonders die un-
gerechte Zuteilung der Mittel auf Ent-
wicklungsländer. Eine Finanzierung 
der Maßnahmen aus Endvergütungen 
– also eine Sondersteuer anstelle des 
aktuellen Systems interner Transfers 
– könnte jedoch fortbestehen, um ei-
ne Belastung der allgemeinen 
Staatshaushalte zu vermeiden. So 
könnten Mittel etwa direkt von Orga-
nen des WPV oder von Mitgliedslän-
dern individuell vergeben werden. 

Grundsätze für einen Rat der Post-
betreiber 

Während vor dem Hintergrund der 
Zielsetzung deutscher und europäi-
scher Postpolitik langfristig auch um-

fangreichere Reformen des Weltpost-
vereins – etwa die Trennung des 
WPV in separate betriebliche und ho-
heitliche Organisationen – wün-
schenswert erscheinen, so sind sie 
doch aufgrund der heterogenen 
Mitgliederschaft des WPV kurzfristig 
nicht mehrheitsfähig. Weiterhin hat 
Deutschland sich als Gründungsmit-
glied deutlich zur Stärkung der Orga-
nisation bekannt. In diesem Sinne hat 
sich die Bundesregierung im WPV für 
die Umwandlung des Rates für Post-
betrieb in einen Rat der Postbetreiber
eingesetzt. Die Studie liefert einige 
Grundsätze für die Schaffung dieses 
Rates der Postbetreiber. 

Aufgaben des Rates. Der Rat sollte 
sich ausschließlich mit betrieblichen 
Fragen der Koordination des interna-
tionalen Postaustauschs befassen 
und keine hoheitlichen Aufgaben 
wahrnehmen. Dies schließt insbe-
sondere Fragen der Standardisierung 
sowie die Verhandlung von Endver-
gütungen ein. Weiterhin sollte der 
Einfluss von Regierungen in betriebli-
che Fragen und die damit verbunde-
ne Politisierung der Entscheidungs-
prozesse deutlich reduziert werden; 
d. h. der heutige Aufgabenbereich 
des WPV sollte dereguliert werden.  

Mitgliedschaft. Im Rat der Post-
betreiber sollten langfristig alle Post-
unternehmen einschließlich der priva-
ten Wettbewerber mitgliedschaftsbe-
rechtigt sein. Die Bestimmung der 
Mitglieder des Rates müsste dann 
durch eine Versammlung aller Post-
unternehmen erfolgen – und nicht wie 
bisher durch die im Kongress vertre-
tenen Regierungen. Dies hätte um-
fangreiche Veränderungen der institu-
tionellen Struktur des WPV und ins-
besondere der Rolle des Kongresses 
zur Folge. Kurzfristig – unter Beibe-
haltung des heutigen Kongresses, 
des Verwaltungsrates sowie des 
Konsultativkomitees – könnten Post-
unternehmen von den Regierungen 
der Mitgliedsländer bestimmt und in 
den Rat der Postbetreiber entsendet 
werden. In diesem Fall könnten die 
Mitgliedsländer die Postbetreiber ent-
senden, die auf nationaler Ebene U-
niversaldienste erbringen bzw. zustel-
len.

Bindungswirkung der Vereinba-
rungen. Vereinbarungen des Betrei-
bergremiums sollten nicht völker-
rechtlich verbindlich für die Mitglieds-
länder des WPV sein. Diese Verbind-
lichkeit erscheint in betrieblichen Fra-
gen, insbesondere bei der Standardi-
sierung und der Verhandlung von 
Endvergütungen, nicht zur Aufrecht-
erhaltung des (weltweiten) Universal-
dienstes notwendig. Kurzfristig könnte 
eine Verbindlichkeit – wo sie von den 
Regierungen der Mitgliedsländer für 
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dringend erforderlich befunden wird – 
allenfalls durch nachträgliche Zu-
stimmung der hoheitlich-
regulatorischen Gremien des WPV zu 
bestimmten Entscheidungen des Ra-
tes der Postbetreiber herbeigeführt 
werden. 

Haushaltsführung, Finanzierung 
und Stimmrechte. Im Sinne der De-
regulierung der betrieblichen Aufga-
ben und der Kompetenzübertragung 
an private Unternehmen sollte die 
Entscheidung über Fragen der Finan-
zierung und Haushaltsführung im Rat 
der Postbetreiber den Unternehmen 
selbst obliegen. Zur Erhöhung der Ef-
fizienz der Organisation erscheint je-
doch die Einführung von Manage-
menttechniken, die Budgetentschei-
dungen an transparente Ziel-Mittel-
Relationen knüpfen, dringend ratsam. 
Weiterhin sollte sich die Finanzierung 
des Betreibergremiums an der Betrof-
fenheit der jeweiligen Betreiber orien-
tieren, um die Stabilität der Organisa-
tion zu gewährleisten. Ein möglicher 
Indikator zur Abschätzung der Betrof-
fenheit sind die internationalen Sen-
dungsaufkommen der Betreiber. Im 
Unterschied zu hoheitlich-
regulatorischen Gremien, in denen 
Staaten vertreten sind, erscheint eine 
gleichförmige Gewichtung der Stimm-
rechte in einem Betreibergremium 
unangemessen. Vielmehr sollten die 
Stimmrechte die Bedeutung der Un-
ternehmen im Markt widerspiegeln. 
Als Modelle für Finanzierungsregeln 
und Stimmrechte bieten sich Beispie-
le von Unternehmensverbänden, et-
wa PostEurop, an. 

Fazit

Der institutionelle Aufbau des Welt-
postvereins ist infolge der Deregulie-

rung der Postmärkte dringend re-
formbedürftig. Eine klarere Trennung 
hoheitlicher und betrieblicher Aufga-
ben, verbunden mit einem Abbau be-
stehender Überregulierung des inter-
nationalen Postaustauschs, ist aus 
ordnungspolitischer Sicht dringend 
ratsam. Während die Deregulierung 
auf nationaler Ebene seit Jahren, teils 
Jahrzehnten fortschreitet, hat der 
WPV in seinen Strukturen bisher er-
hebliches Verharrungsvermögen be-
wiesen. Gleichzeitig wird zunehmend 
offenbar, dass der WPV den Markt-
teilnehmern derzeit nur in ungenü-
gender Weise Standards und Rege-
lungen für den internationalen 
Postaustausch bietet, so dass er rela-
tiv zu alternativen Organisationen zu-
nehmend an Bedeutung verliert. 

Die Schaffung eines Rates der Post-
betreiber erscheint als geeignete 
Möglichkeit, die Reform des WPV 
voran zu treiben. Der Weltpostkon-
gress 2004 in Bukarest hat den Ver-
waltungsrat damit beauftragt, die zu-
künftige Struktur und Aufgabe des 
WPV zu untersuchen – dabei sei ins-
besondere die Möglichkeit der Um-
wandlung des Rates für Postbetrieb 
in ein Betreibergremium zu prüfen. 
Chancen zur Modernisierung des 
WPV resultieren daher insbesondere 
aus der Arbeit des Verwaltungsrats 
bis zum kommenden Kongress im 
Jahr 2008. Letztlich wird entschei-
dend sein, ob die Regierungen der 
Mitgliedsländer sich auf eine ernsthaf-
te Deregulierung des internationalen 
Postverkehrs – und damit die Be-
schneidung ihrer Aufgaben und ihrer 
Verantwortung im WPV – werden 
verständigen können. Als Mitglied des 
Verwaltungsrats und mit dem Vorsitz 
im zuständigen Ausschuss kommt 
Deutschland hier eine besondere 

Verantwortung für den Erfolg dieser 
Arbeit zu. 

Das BMWA beabsichtigt, eine Kurz-
fassung der Studie auf seiner Web-
seite zu veröffentlichen, 
http://www.bmwa.bund.de/Navigation-
/Service/Bestellservice/publikationen-
telekommunikation-und-post.html 

Alex Dieke

                                                          

1 Vortragsfolien sind auf der Webseite des 
WPV www.upu.int (im passwortgeschützen 
Mitgliederbereich) erhältlich. Auf Anfrage 
können die Foliensätze von WIK-Consult 
bezogen werden. 

2 Der erste Kongress tagte vom 15. Septem-
ber bis zum 9. Oktober 1874 in Bern und 
mündete im Vertrag von Bern, der die 
Gründung des Weltpostvereins markiert. 
Der ursprüngliche Name der Organisation 
war Allgemeiner Postverein, und wurde erst 
beim zweiten Kongress 1878 in Paris in 
Weltpostverein geändert. Dieser Name hat 
bis heute Bestand. 

3 Basedow, Die Auswirkung der Deregulie-
rung im Transportwesen auf die Postdiens-
te, in: Speckbacher (Hrsg.), Die Zukunft der 
Postdienste in Europa, 1991, S. 163. 

4 Vgl. Weltpostverein, Memorandum des In-
ternationalen Büros, „Present situation on 
the status and structure of UPU postal ad-
ministrations” (CA MWU PT 2004-Doc 2d), 
Bern, 2004. 

5 Zu dieser Umwandlung vgl. Leinung, Inter-
nationale Post, 1998, S. 65 ff. 

6 Richtlinien 97/67/EG und 2002/39/EG. 
7 In Bezug auf völkerrechtliche Verträge, die 

vor dem 1.1.1958 oder, im Falle später bei-
getretener Staaten, vor dem Zeitpunkt ihres 
Beitritts geschlossen wurden, finden die in 
Art. 307 Abs.1 und 2 EG enthaltenen Be-
stimmungen insoweit für die wesentlichen 
Teile des Vertragswerkes des WPV keine 
Anwendung bzw. sind nach dem Beitritts-
zeitpunkt der jeweiligen Mitgliedstaaten zu 
beurteilen. Hinsichtlich der völkerrechtlichen 
Verträge, die nach dem 1.1.1958 geschlos-
sen wurden, hindert das Inkrafttreten des 
EWG- bzw. EG-Vertrages die Mitgliedstaa-
ten daran, völkerrechtliche Verträge zu 
schließen, die primäres oder sekundäres 
Gemeinschaftsrecht verletzen können. 

RegTP stellt Referenzdokument für ein
analytisches Kostenmodell für das Breitbandnetz 

zur Kommentierung 
Im Zuge eines Projektes für die RegTP hat die WIK-Consult eine Spezifikation für eine bottom-up Kostenmodellierung für 
das Breitbandnetz vorgenommen. In Analogie zu den analytischen Kostenmodellen für das nationale Verbindungsnetz so-
wie das Teilnehmeranschlussnetz soll damit ein Instrument geschaffen werden, welches dem Regulierer die Bestimmung 
der Kosten effizienter Leistungsbereitstellung für Vorleistungsdienste auf dem Breitbandnetz ermöglicht, welche nach Maß-
gabe des rechtlichen Regulierungsrahmens als Preisunter- bzw. Preisobergrenze zu berücksichtigen sind. Ziel ist es, mit 
Hilfe des Konsultationsverfahrens einen kritischen Diskurs über die vorgeschlagene Methodologie der bottom-up Kosten-
modellierung zu initiieren. Auf dieser Basis soll eine akzeptierte Methodologie entwickelt werden, die als Grundlage zukünf-
tiger Regulierungsentscheidungen dienen kann.  

Die Veröffentlichung des Referenzdokuments erfolgte am 16. Februar auf der Internetseite der RegTP. Schriftliche Kom-
mentare werden bis zum 15. April 2005 erbeten. Das Konsultationsverfahren begleitend wird eine Informationsveranstaltung 
am 9. März angeboten, bei der die WIK-Consult die zentralen Modellierungsansätze im Rahmen einer Präsentation vorstellt. 

Das Referenzdokument sowie die Executive Summary können von der Homepage der RegTP heruntergeladen werden. 
Dort finden sich ebenfalls Hinweise zum Ort und Zeitpunkt der Informationsveranstaltung am 9. März.  
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Bei dem vorliegenden Dokument 
handelt es sich um eine Spezifikation 
eines bottom-up Kostenmodells für 
das Breitbandnetz, die zur Kommen-
tierung veröffentlicht wird. Aufbauend 
auf einer durch den Kommentie-
rungsprozess abgesicherten Model-
lierungsweise soll für den Regulierer 
ein Instrument geschaffen werden, 
das ihm unabhängig von den Kosten-
nachweisen des regulierten Unter-
nehmens eine Bestimmung der Kos-
ten effizienter Leistungsbereitstellung 
erlaubt.  Die bottom-up Kostenmodel-
lierung auf Basis des elementorien-
tierten Ansatzes ermöglicht eine diffe-
renzierte Kostenbetrachtung nach 
Wertschöpfungsstufen und ist inso-
fern dazu geeignet, verschiedene 
Vorleistungsprodukte abzubilden und 
damit auch der Konsistenzforderung 
der Entgeltregulierung Rechnung zu 
tragen.

Der Umfang der Kostenmodellierung 
ist maßgeblich durch die Wertschöp-
fungsstufen der Erbringung von 
xDSL-basierten Zugangsdiensten ge-
trieben und erstreckt sich über ver-
schiedene Netzsegmente. Diese um-
fassen

 die hochbitratige Teilnehmeran-
schlussleitung, 

 das (ATM-basierte) Konzentrati-
onsnetz,

 das ATM-Kernnetz sowie 

 das IP-Kernnetz. 

Auf Basis der Spezifikation für das 
Konzentrationsnetz wurde im Rah-
men des ZISP-Verfahrens bereits der 
erste Teil des softwarebasierten Mo-
dells fertig gestellt und mit einer Kos-
tenstudie zur Anwendung gebracht. 
Die Ergebnisse der Kostenstudie un-
terstützten die von der Beschluss-
kammer auf Basis der Prüfung der 
Kostennachweise abgeleiteten Ent-
gelte. Um sich zukünftig die Möglich-
keit zu eröffnen, die Entscheidungen 
auf dem Kostenmodell abzustützen, 
wird ein Kommentierungsprozess an-
gestrebt, einen offenen und kritischen 
Diskurs zu initiieren und auf diesem 
Weg eine akzeptierte Methodologie 
zu entwickeln, die als allgemein ak-
zeptierte Grundlage zukünftiger Re-
gulierungsentscheidungen dienen 
kann.

Anforderungen an die  
Kostenmodellierung

Die Anforderungen, die an die Kos-
tenmodellierung von regulatorischer 
Seite gestellt werden, leiten sich zum 
einen aus den regulatorischen Vor-
gaben hinsichtlich der Maßstäbe der 
Entgeltregulierung sowie zum ande-
ren dem potentiell regulierungsrele-
vanten Dienstespektrum ab. Aus dem 

TKG lassen sich die Kosten effizien-
ter Leistungsbereitstellung als Maß-
größe ableiten, die einerseits für die 
ex ante Regulierung die Zielgröße 
bildet sowie andererseits im Rahmen 
der ex post Regulierung als Unter-
grenze zu berücksichtigen ist. Somit 
stellen die Kosten effizienter 
Leistungsbereistellung die Zielgröße 
für den Modelloutput dar. 

Bei der Modellierung effizienter Kos-
ten sind dabei die folgenden Aspekte 
zu berücksichtigen: Im Zuge der ver-
fahrensrechtlichen Anwendung analy-
tischer Kostenmodelle hat sich der 
scorched node Ansatz als allgemein 
anerkannte Methode bewährt. Auf Ef-
fizienzpotentiale, die demgegenüber 
mit einem scorched earth Ansatz 
(„grüne-Wiese-Ansatz“) realisiert 
werden könnten, wird somit bewusst 
verzichtet. Hinsichtlich der im Modell 
berücksichtigten Technologie wird die 
Nebenbedingung formuliert, dass die-
se marktfähig sein muss. 

Hinsichtlich des durch das Modell ab-
zudeckenden Dienstespektrums 
muss davon ausgegangen werden, 
dass das derzeitig durch die DTAG 
angebotene Diensteportfolio in Zu-
kunft umfangreicher oder auch ab-
weichend ausgestaltet sein kann. Als 
Vorgabe für den Modellierungsansatz 
musste daher allgemein formuliert 
werden, dass (xDSL-basierte) Vor-
leistungen unterschiedlichen Wert-
schöpfungsumfangs zu berücksichti-
gen sind. Daraus leitete sich sowohl 
die Anwendung des elementorientier-
ten Modellierungsansatzes als auch 
die Abbildung der verschiedenen 
Netzsegmente ab (die alle in die 
Erbringung xDSL-basierter Daten-
dienste involviert sind). Die Element-
orientierung erlaubt darüber hinaus 
eine Berücksichtigung der Verbund-
produktion, die bei Datendiensten 
ohnehin, aber auch mit Blick auf 
schmalbandige Dienste (Linien- und 
Übertragungstechnik) für die Bestim-
mung effizienter Kosten von zentraler 
Bedeutung ist. 

Neben dem Wertschöpfungsumfang 
war zusätzlich der Aspekt der Quali-
tätsdifferenzierung zu berücksichti-
gen. Dieser ergibt sich einerseits aus 
den Eigenschaften von Datennetzen, 
die im Unterschied zu leitungsvermit-
telten Netzen nicht auf einer Blockie-
rung, sondern einem Warteschlan-
gensystem beruhen. Andererseits soll 
das Modell auf die potentielle Einfüh-
rung eines Bitstromzugang-Produktes 
vorbereitet sein, welches eine QoS-
Differenzierung als konstitutives 
Merkmal aufweist. 

Grundannahmen der Kos-
tenmodellierung

Methodisch setzt die Spezifikation 
des Kostenmodells für das Breit-
bandnetz auf den analytischen Kos-
tenmodellen für die Teilnehmeran-
schlussleitung sowie das nationale 
Verbindungsnetz auf. Im Modell für 
das nationale Verbindungsnetz waren 
dabei bereits Breitbanddienste be-
rücksichtigt. Sie flossen in Form von 
Beilauffaktoren in die Kostenmodellie-
rung des nationalen Verbindungsnet-
zes ein. Die Annahme der Verbund-
produktion wird dabei im Rahmen der 
Modellierung des Breitbandnetzes 
aufrechterhalten, wobei für das Breit-
bandnetz nicht nur die eigentliche 
Breitbandnachfrage, sondern zusätz-
lich die verfügbaren Informationen 
über die Schmalbandnachfrage expli-
zit in das Modell einfließen sollen 
(anstelle in Form von Beilauffakto-
ren). Damit wird im Modell auch da-
von ausgegangen, dass linien- und 
übertragungstechnische Einrichtun-
gen von Schmal- und Breitbanddiens-
ten gemeinsam genutzt werden. Ent-
sprechend fallen Knotenstandorte 
des Breitbandnetzes mit (einer Teil-
menge von) Knotenstandorten des 
PSTN/ISDN zusammen. 

Die Modellierung der Netzsegmente 
kann vereinfacht durch zwei zentrale 
Bestandteile beschrieben werden: Die 
Modellierung der Netzstruktur mit zu-
gehöriger Parametrisierung von 
Netzebenen und Netzknoten sowie 
das Equipment, welches in Abhän-
gigkeit der Kostentreiber in einzelne 
Baugruppen seziert und modelliert 
wird.  

Nachfragemodellierung 

Die nachfragegetriebene Dimensio-
nierung des Netzes ist konstitutives 
Element der bottom-up Kostenmodel-
lierung. Entsprechend kommt diesem 
Aspekt zentrale Bedeutung zu. Um 
den regulatorischen Anforderungen 
im Rahmen von Entgeltregulierungs-
verfahren nachzukommen, muss es 
daher sowohl möglich sein, (reale) 
Nachfragegrößen in das Modell ein-
fließen zu lassen, wie sie vom zu re-
gulierenden Unternehmen bereitge-
stellt werden als auch unabhängig 
davon auf Basis von Nachfrageschät-
zungen Informationen zu generieren 
und auf diese die Kostenmodellierung 
abzustützen.

Um der Zielsetzung des elementori-
entierten Ansatzes folgend, die Nach-
frage sämtlicher Dienste je Netzele-
ment abbilden zu können, ist es er-
forderlich, auf Basis der Spezifikation 
einer Verkehrsmatrix, die Verkehrs-
führung innerhalb des Netzes nach-
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zubilden. Dies macht es erforderlich, 
bei der Nachfragemodellierung neben 
der (standortbezogenen) Verkehrs-
menge (Quellverkehr), Informationen 
zu den Verkehrszielen und QoS-
Anforderungen dieser Verkehre zu 
berücksichtigen. Da nicht davon aus-
zugehen ist, dass derartige Ver-
kehrsmatrizen vom zu regulierenden 
Unternehmen bereitgestellt werden 
(sondern lediglich Verkehrsmengen), 
sollen im Modell globale Inputpara-
meter vorgehalten werden, die die 
Anteile für Verkehrsziele und QoS-
Anforderungen spezifizieren.  

Eine, von den Daten des Incumbent 
unabhängige Methode zur Bestim-
mung der Nachfrage, kann auf Basis 
einer Nachfrageschätzung unter 
Rückgriff auf die von Nutzer- und An-
schlusskategorie abhängige Dienste-
nachfrage sowie eindeutige Zuord-
nung von Serviceklassen und Ver-
kehrszielen erfolgen. 

Für die Netzsegmente hochbitratige 
Teilnehmeranschlussleitung sowie 
Konzentrationsnetz ist eine Berück-
sichtigung der von xDSL-Teilnehmern 
ausgelösten Nachfrage hinreichend. 
Demgegenüber erfordert die Model-
lierung der Kernnetze die Berücksich-
tigung zusätzlicher Verkehre. Dies 
sind im ATM-Kernnetz die direkt über 
Festverbindungen angeschlossenen 
Teilnehmer sowie im IP-Kernnetz der 
Schmalband- und Transit-/Peering-
Verkehr als auch Verkehr aus Mobil-
funknetzen. 

Die Berücksichtigung zukünftiger 
Nachfrageentwicklung ist dabei un-
abhängig von den vorgestellten Alter-
nativen zur Bestimmung des Quell-
verkehrs zu berücksichtigen und auf 
die abgeleiteten Werte aufzuschla-
gen.

Hochbitratige Teilnehmeran-
schlussleitung

Die mit der Teilnehmeranschlusslei-
tung verbundenen Kosten für die 
Kupferdoppelader können mit dem 
analytischen Kostenmodell für das 
Teilnehmeranschlussnetz bestimmt 
werden und bedürfen daher keiner 
weiteren Modellspezifikation.  

Die zusätzlichen Kosten für die Befä-
higung zur Hochbitratigkeit setzen 
sich zusammen aus den Kosten für 
den DSLAM sowie – sofern der Teil-
nehmer nach wie vor die TAL zu 
Zwecken der Schmalbandtelefonie 
nutzt – Kosten für den Splitter. Für 
beide Netzelemente sind dabei die 
Kosten teilnehmergetrieben. Da diese 
Kosten unabhängig von der Leitungs-
führung sind, können sie außerhalb 
des Teilnehmeranschlussnetzmodells 

unter Berücksichtigung der Struktur-
merkmale (Verteilung der Teilnehmer 
über die DSLAM/HVt-Standorte) mo-
delliert werden.  

Konzentrationsnetz

Die Modellstruktur sieht bis zu drei 
Netzebenen vor, wobei der Benutzer 
sowohl die Zahl der Netzebenen als 
auch die Zahl der Netzknoten je Ebe-
ne steuern kann. Die Entscheidung, 
bis zu drei Netzebenen vorzusehen, 
ergibt sich dabei aus der z. Zt. beo-
bachteten Netzstruktur von nationalen 
IP-Netzen.

Die Spezifikation des Modells sieht 
ein ATM-basiertes Konzentrations-
netz vor, wie es derzeit von nahezu 
allen europäischen Incumbents be-
trieben wird. Auf eine Implemtierung 
einer IP over Ethernet-Technologie 
wurde damit zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt verzichtet. 

Wie aus der Bezeichnung „Konzent-
rationsnetz“ bereits hervorgeht, ist 
von einer streng hierarchischen Ver-
kehrsführung auszugehen. Die aus 
dem Teilnehmeranschlussnetz kom-
menden DSL-Verkehre werden am 
DSLAM gebündelt, auf größere Über-
tragungssysteme gesetzt und einer 
zweiten Konzentrationsstufe, den 
ATM-Konzentratoren zugeführt. Von 
hier aus werden die Verkehre zu 
ATM-Switches weitergeleitet, die zum 
einen erneut eine Konzentrations-
funktion wahrnehmen und zum ande-
ren die Verkehre auf unterschiedliche 
Ziele (ATM- und IP-Kernnetz) sepa-
rieren.

Der gewählte Modellierungsansatz er-
laubt sowohl eine Abbildung beste-
hender Netzstrukturen als auch die 
Ermittlung effizienter Zusammen-
schaltungsstrukturen auf Basis kom-
parativ-statischer Vergleichsrechnun-
gen.

Aufgrund der Modellierung von bis zu 
drei Netzebenen können die Kosten 
für Vorleistungen unterschiedlichen 
Wertschöpfungsumfangs bestimmt 
werden. Diese umfassen eine Ver-
kehrsübergabe nach dem 

 DSLAM 

 ersten Konzentrator 

 Zweiten Konzentrator.  

ATM-Kernnetz 

Das ATM-Kernnetz wird als ein Zwei-
ebenennetz modelliert. Die untere 
Ebene wird dabei durch die oben ge-
nannten ATM-Switches gebildet, wäh-
rend die obere Ebene aus reinen 
ATM-Transitswitches besteht. Letzte-
re besitzen keine Konzentrationsfunk-
tion, sondern sind ausschließlich für 

das Routing im ATM-Backbone zu-
ständig. Die Zahl der Netzknoten 
kann parametergesteuert festgelegt 
werden. Aus Redundanzgründen wird 
eine doppelte Anbindung der ATM-
Switches an die Transit-Switches 
vorgesehen. Darüber hinaus wird die 
Vermaschung endogen nach Maßga-
be der Verkehrsnachfrage festgelegt.  

Variationen der Zahl der Netzknoten 
je Netzebene erlauben eine Bewer-
tung der Effizienz der Netzstruktur 
und die Ableitung effizienter Zusam-
menschaltungsstrukturen.  

Eine Verkehrsübergabe kann in die-
sem Netzsegment sowohl am Switch 
der unteren Netzebene als auch der 
oberen Netzebene (ATM distant 
switch) modelliert werden, wobei letz-
teres als zusätzliche Wertschöpfung 
den Transport im Kernnetz umfasst.  

IP-Kernnetz 

Das IP-Kernnetz wird ebenfalls als 
ein 3-Ebenen Netz – bestehend aus 
Edge, Sub-Core und Core Routern – 
modelliert, wobei die Netzstruktur und 
die Vermaschung durch das Modell 
vorgegeben werden. Die Spezifikation 
orientiert sich dabei an den beste-
henden Netzstrukturen. Ebenso wie 
bei der Modellierung der anderen 
Netzsegmente kann die Zahl der 
Netzknoten durch den Modellanwen-
der gesteuert werden.  

Die Standorte der Verkehrsziele, die 
durch Server oder Zusammenschal-
tungspunkte charakterisiert sind, wer-
den im Modell parametergesteuert 
festgelegt. Komparativ-statische Ver-
gleichsrechnungen ermöglichen Aus-
sagen zur Effizienz dieser Standort-
wahl.  

Zur Modellierung der Verkehrsfüh-
rung in der Netzstruktur zum Zielkno-
ten wird spezifiziert, dass x% über 
kürzesten Weg und (100-x)% über 
den “Zweitweg” geführt werden. 

Die gewählte Modellstruktur erlaubt 
eine Modellierung der Verkehrsüber-
gabe sowohl am Edge Router als 
auch unter Berücksichtigung des 
Transportes im IP-Kernnetz (bis zum 
Sub-Core oder Core Router).  

Netzdimensionierung

Bei der Modellierung der Netze wird 
davon ausgegangen, dass unter-
schiedliche Verkehrsklassen mittels 
eines Priorisierungsverfahrens reali-
siert werden können. Dies setzt vor-
aus, dass die Verkehrsströme – wie 
bei der Nachfragemodellierung be-
schrieben – hinsichtlich ihrer Ver-
kehrscharakteristik (Echtzeit, Semi-
Elastisch, Elastisch, Best Effort) diffe-
renziert werden. Ausgehend von den 
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Verkehrswerten je Verkehrsklasse (in 
der Hauptverkehrsstunde) wird im 
Modell unter Anwendung von Ponde-
rationsfaktoren, die zur Netzdimensi-
onierung heranzuziehende äquivalen-
te Bandbreite abgeleitet. Der Ponde-
rationsfaktor steigt dabei mit den An-
forderungen der Verkehrscharakteris-
tik.

Investitionswertermittlung 

Aufgrund des elementorientierten An-
satzes kann mit dem Modell eine voll-
ständige Stückliste aller netztechni-
schen Ausrüstungskomponenten er-
stellt werden, die in einem nächsten 

Schritt mit Investitionspreisen (Mo-
dellinput) zu bewerten sind.  

Investitionskomponenten, die nicht di-
rekt in Abhängigkeit des Verkehrs er-
fasst werden, fließen über Zuschlags-
faktoren in die Kostenrechnung mit 
ein.

Für eine Ableitung der Kapitalkosten 
werden im Modell Parameter ange-
legt, die eine anlagenspezifische 
Festlegung der ökonomischen Nut-
zungsdauern und Preisveränderun-
gen sowie des Zinssatzes erlauben.  

Modellierung von Betriebskosten er-
folgt ebenfalls auf Basis von Zu-

schlagfaktoren auf die Investitions-
werte. Diese werden dabei ebenfalls 
differenziert nach Switching-
/Routingequipment und Linientechnik 
sowie Netzebenen. 

Als Ergebnis können für jedes Netz-
element jährliche Kosten je kbit/s ab-
geleitet werden, welche unter Be-
rücksichtigung der Differenzierung 
von Verkehrsklassen in geeigneter 
Weise für jede realisierte Variante der 
Verkehrsübergabe gemäß TELRIC 
summiert und ausgewiesen werden. 

Gabriele Kulenkampff 

Die zukünftige Regulierung des deutschen 
Gasmarktes im europäischen Kontext 

Erdgas hat in den vergangenen Jah-
ren in den meisten europäischen 
Ländern zunehmend an Bedeutung 
im Energiemix gewonnen. In Anbet-
racht der rückläufigen Nutzung von 
Kernkraft und strenger werdenden 
Umweltauflagen nimmt die strategi-
sche Bedeutung von Erdgas bei der 
Primärenergieversorgung kontinuier-
lich zu. Um vor diesem Hintergrund 
den intra-europäischen Handel zu in-
tensivieren und einen funktionsfähi-
gen Erdgasbinnenmarkt mit homoge-
nen Bedingungen zu schaffen, sah 
die EU-Richtlinie Gas (98/30/EG) eine 
schrittweise Öffnung der europäi-
schen Gasmärkte vor. Zur Umset-
zung der Richtlinie entschloss sich 
der deutsche Gesetzgeber unmittel-
bar zu einer vollständigen Marktöff-
nung im Jahr 1998. Auf Rechtsver-
ordnungen, die die Bedingungen des 
Netzzugangs festlegen, und die In-
stallierung eines Regulators wurde 
jedoch verzichtet. Die Ausgestaltung 
des Netzzugangs wurde vielmehr 
ausschließlich den betroffenen Ver-
bänden in Form freiwilliger Verbände-
vereinbarungen übertragen.  

Schwächen des bestehen-
den deutschen
Regulierungsmodells

Trotz der Bemühungen, den monopo-
listisch geprägten Gassektor zu libe-
ralisieren und den Wettbewerb zu in-
tensivieren, sind die bisherigen Er-
gebnisse der Marktöffnung jedoch er-
nüchternd. Der deutsche Gasmarkt 
zeichnet sich nach wie vor durch feh-
lenden brancheninternen Wettbewerb 
und eine hohe Spreizung der Netz-
nutzungsentgelte aus. Die Marktstruk-
tur ist trotz vollständiger Marktöffnung 
nahezu unverändert geblieben. Der 

Wettbewerb im Bereich größerer Ab-
nehmer ist insgesamt als unbefriedi-
gend einzustufen. Neuen Anbietern 
ist es allenfalls marginal gelungen, 
Kunden zu gewinnen. Nur in wenigen 
Einzelfällen wechselten Kunden ihren 
Gasanbieter, wobei die Belieferung 
von privaten Haushalten und Klein-
verbrauchern überhaupt noch nicht im 
Wettbewerb angeboten wird. 

Die Hauptursache für den nicht auf-
kommenden Wettbewerb im Gassek-
tor wird im Allgemeinen im nicht funk-
tionsfähigen Netzzugangssystem der 
Verbändevereinbarungen gesehen. 
Der Netzzugang auf der Ferngasebe-
ne basiert auf dem Kontraktpfadmo-
dell. Danach muss der Transportkun-
de für die Belieferung eines bestimm-
ten Endabnehmers in allen Netzen 
entlang des unterstellten Leitungs-
wegs vom Einspeisepunkt zum End-
kunden entsprechende Transportka-
pazitäten bei den jeweiligen Netz-
betreibern buchen. Obwohl sich Ein- 
und Ausspeisungen zeitlich und 
räumlich im Gasnetz durchmischen, 
unterstellt dieses Zugangsmodell, 
dass jedem Handelsgeschäft ein kon-
kreter physischer Transport von der 
Einspeise- zur Entnahmestelle zuge-
ordnet werden kann („Punkt-zu-
Punkt“-Durchleitung). Das praktizierte 
Kontraktpfadmodell weist jedoch viele 
gravierende Schwächen auf: 

 Aufgrund der zahlreichen erfor-
derlichen Einzelverträge und de-
ren fehlender Standardisierung ist 
der Netzzugang mit hohen Trans-
aktionskosten für die Händler ver-
bunden, insbesondere dann, 
wenn für die Belieferung die Nut-
zung mehrerer Netze unumgäng-
lich ist. Einheitliche Prozeduren 
für die Herstellung der Interopera-

bilität der Netze liegen nicht vor. 
Die Verantwortung dafür liegt in 
den Händen der Netzkunden, also 
der Händler. Durch den hohen 
Abwicklungsaufwand ist das Kon-
traktpfadmodell daher für das 
Massengeschäft ungeeignet. 

 Wegen der mit dem Kontrakt-
pfadmodell einhergehenden Auf-
teilung des Kapazitätsmarktes in 
eine Vielzahl von Einzelstrecken 
kann ein liquider Sekundärmarkt, 
auf dem Kapazitätsrechte zwi-
schen verschiedenen Netznutzern 
getauscht werden, nicht entste-
hen. Das Zugangsmodell trägt 
maßgeblich zu einer Marktzer-
splitterung im Großhandelsseg-
ment und weiteren Bereichen bei, 
die für die Entwicklung eines funk-
tionsfähigen Wettbewerbs von es-
sentieller Bedeutung sind. 

 Auch die Voraussetzungen für ei-
nen Speicherwettbewerb sind auf 
dieser Basis nicht gegeben. Zu-
dem ist die Herausbildung eines 
einheitlichen Marktes für System- 
und Netzhilfsdienste im Kontrakt-
pfadmodell ausgeschlossen. Der 
Transportkunde zahlt für jedes 
Netz entlang des gebuchten 
Transportweges entsprechende 
Systemdienstleistungsentgelte. 

Die Wegstreckenkomponente des 
Netzzugangs und die entsprechende 
entfernungsabhängige Gestaltung der 
Netzentgelte verhindern letztlich ei-
nen diskriminierungsfreien Netzzu-
gang von Gashändlern. 

Das praktizierte Netzzugangssystem 
weist jedoch noch weitere bedeuten-
de Restriktionen auf, wie etwa die 
oftmals unvollständige und intranspa-
rente Informationsbereitstellung über 
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die Nutzung und Auslastung der 
Netz- und Speicherkapazitäten. De-
taillierte Netzkarten mit Angaben über 
Kopplungsstellen, Gasflussrichtun-
gen, verfügbare Kapazitäten und tat-
sächliche Netzauslastung liegen nicht 
vor. Den Vergabeverfahren für die 
Netzkapazitäten fehlt es weitgehend 
an Transparenz und Marktkonformi-
tät. Auch die Regelungen des Bilanz-
ausgleichs sind hinsichtlich der einge-
räumten Möglichkeiten bisher absolut 
unbefriedigend. Jedes Einzelgeschäft 
wird weitgehend separat bilanziert 
und mit dem jeweiligen Netzbetreiber 
abgerechnet. Dabei bestehen sowohl 
Unterschiede zwischen den Netz-
betreibern als auch zwischen den drei 
Transportstufen (importierende Fern-
gasstufe, regionale Transportnetz-
ebene und Verteilernetzstufe). Eine 
Zusammenfassung zu Bilanzkreisen, 
die eine Saldierung der Differenzen 
einer Vielzahl verschiedener Einzel-
geschäfte in einem Netzgebiet er-
laubt, ist auf allen Ebenen faktisch 
ausgeschlossen. Die Netzkunden 
müssen die Abstimmung selber her-
beiführen. Die Kostenbelastung der 
Händler ist dadurch enorm. Sie resul-
tiert aber nicht nur aus den hohen 
Transaktionskosten des Bilanzaus-
gleichs, sondern auch aus den sehr 
hohen Preisen für den eigentlichen 
Mehr- oder Mindermengenausgleich. 
Als ein schwerwiegendes Problem 
hat sich zudem der wettbewerbliche 
Zugang zu Gasquellen, d.h. insbe-
sondere zu Importen, herausgestellt. 
Nur rund 18% des deutschen Gasbe-
darfs werden aus inländischer Pro-
duktion gedeckt, während die restli-
che Nachfrage durch ausländisches 
Erdgas befriedigt wird (insbesondere 
aus Russland, Norwegen und den 
Niederlanden). Um der Investitionssi-
cherheit der Gasproduzenten zu ge-
nügen und die Finanzierung der 
Erschließungs- und Infrastrukturkos-
ten zu ermöglichen, weisen die Im-
portverträge im Allgemeinen sehr 
langfristige Laufzeiten auf, die teilwei-
se bis in das Jahr 2030 reichen. Die 
Liquidität auf der Großhandelsstufe 
ist dadurch sehr gering. Neuen Anbie-
tern stehen vor diesem Hintergrund 
kaum alternative Bezugsquellen zur 
Verfügung. 

Veränderter europäischer 
Rechtsrahmen 

Am 26. Juni 2003 haben der Rat der 
Europäischen Union und das Europä-
ische Parlament die Beschleuni-
gungsrichtlinie für den Binnenmarkt 
für Gas (2003/55/EG) erlassen. Mit 
der Modifikation der Gasrichtlinie sol-
len die EU-weiten Liberalisierungsan-
strengungen vorangetrieben und be-
stehende Wettbewerbsmängel über-
wunden werden. Für Deutschland er-

geben sich durch die gebotene Um-
setzung der neuen Gasrichtlinie in na-
tionales Recht notwendige gesetzli-
che Änderungen des Energierechts, 
wie u.a. die Novellierung oder Neu-
fassung des Energiewirtschaftsgeset-
zes (EnWG) und zugehöriger Verord-
nungen (insbesondere für den Netz-
zugang und die Netzentgelttarifie-
rung). Die Beschleunigungsrichtlinie 
schließt die zuvor gegebene Möglich-
keit einer privatwirtschaftlichen Rege-
lung der Netzzugangskonditionen im 
Rahmen des verhandelten Netzzu-
gangs aus, so dass der deutsche 
Sonderweg künftig ausgeschlossen 
ist.

Eine Aufgabe der zu betrauenden 
Regulierungsbehörde stellt die Über-
wachung der Entflechtungsvorschrif-
ten dar. Die modifizierten Richtlinien 
konkretisieren und verschärfen die 
Maßgaben zur wirksamen Trennung 
des Netzbetriebs von den sonstigen 
betrieblichen Funktionen vertikal in-
tegrierter Gasversorgungsunterneh-
men. Die Beschleunigungsrichtlinie 
sieht ein buchhalterisches, informato-
risches, organisatorisches und recht-
liches Unbundling für diese Unter-
nehmen vor, sofern sie mehr als 
100.000 Kunden versorgen. Durch 
die – gegenüber der bisherigen Gas-
richtlinie – weitergehende unterneh-
mensrechtliche Entflechtung (Legal 
Unbundling) sollen die verschiedenen 
Bereiche des Unternehmens noch 
stärker voneinander separiert werden. 
Die Eigentumsrechte werden dadurch 
jedoch nicht angetastet. Die Be-
schleunigungsrichtlinie sieht ein ent-
sprechendes Ownership Unbundling 
der vertikal integrierten Unternehmen 
nicht vor. Der aktuelle Entwurf des 
novellierten EnWG folgt dieser Maß-
gabe. Anders als in viele anderen eu-
ropäischen Staaten gehen die deut-
schen Entflechtungsvorschriften im 
Wesentlichen nicht über die europa-
rechtlichen Mindestanforderungen 
hinaus. So müssen in Italien auch 
Verteilernetzbetreiber mit weniger als 
100.000 angeschlossenen Kunden 
bereits seit 2003 ein rechtliches Un-
bundling durchführen. Einige nationa-
le Regulierungsregimes sehen zudem 
ein Ownership Unbundling für die 
Transportebene vor (Großbritannien) 
oder streben dies in naher Zukunft 
zumindest näherungsweise an (Nie-
derlande, Spanien, Italien). 

Der Verordnungsentwurf 
zum Netzzugang 

Der Entwurf für die Neuregelung des 
EnWG lässt die Frage des Netzzu-
gangsmodells und der Netzentgeltbe-
stimmung offen und enthält stattdes-
sen eine umfangreiche Verordnungs-
ermächtigung an das BMWA. Der 

Verordnungsentwurf für den Zugang 
zu den deutschen Gasnetzen sieht 
dabei die Einführung eines Entry-Exit-
Systems vor. Damit folgt die Verord-
nung der regulatorischen Entwicklung 
in den größten westeuropäischen 
Gasmärkten. In Großbritannien, den 
Niederlanden, Frankreich, Italien und 
Österreich erfolgt der Netzzugang 
ebenfalls auf der Basis dieses Netz-
zugangssystems. Danach werden 
keine Leitungspfade gebucht und tari-
fiert, sondern unabhängig voneinan-
der die jeweiligen Ein- und Ausspei-
sepunkte. Ein solches Netzzugangs-
system erlaubt die Etablierung eines 
liquiden Gashandelsmarktes, in dem 
das Gas, erforderliche Kapazitäts-
rechte und entsprechende netzbezo-
gene Dienstleistungen ohne wesentli-
che Einschränkungen gehandelt wer-
den können. Erste Erfahrungen mit 
einem Netzzugangsmodell auf der 
Grundlage eines Exit-Entry-Systems 
macht seit dem 1. Juli 2004 der Gas-
versorger BEB. Im Rahmen des Ma-
rathon-Verfahrens hat sich BEB ge-
genüber der EU-Kommission zur Ein-
führung eines solchen Netzzugangs-
regimes verpflichtet. Auch E.ON 
Ruhrgas hat im Zuge dieses Verfah-
rens zum 1.11.2004 ein Netzzu-
gangsmodell einschließlich der ver-
traglichen Regelungen veröffentlicht. 
Die beiden Konzepte unterscheiden 
sich in wichtigen Detailfragen jedoch 
ganz erheblich. Da das Ruhrgas-
Modell nicht mit dem aktuellen Ver-
ordnungsentwurf vereinbar ist, wird 
sich für Ruhrgas ebenso wie für die 
verbleibenden Transportnetzbetreiber 
ein entsprechender Anpassungsbe-
darf ergeben. 

Eine große Bedeutung im Rahmen 
eines Entry-Exit-Modells kommt der 
Anzahl der gaswirtschaftlichen Re-
gelzonen zu. Eine Regelzone umfasst 
einen möglichst großen Teil des Ge-
samtnetzes, innerhalb dessen der 
mögliche Gasaustausch nicht dauer-
haft durch netztechnische Restriktio-
nen (z.B. Engpässe, unterschiedliche 
Gasqualitäten, begrenzte Interopera-
bität) eingeschränkt wird. Die Regel-
zone fungiert als Handelsplatz, zu 
dem Nutzer durch den Erwerb von 
Einspeise- und Ausspeiserechten Zu-
gang erhalten. Existieren innerhalb 
des landesweiten Gasnetzes mehrere 
Regelzonen, hängt die Funktionsfä-
higkeit eines entsprechenden Exit-
Entry-Zugangsmodells wesentlich 
vom Kooperationsverhalten der 
Betreiber benachbarter bzw. vor- und 
nachgelagerter Netze ab. Hier liegt 
ein Hauptkritikpunkt am aktuellen 
Entwurf der Netzzugangsverordnung. 
Dieses sieht kein netzübergreifendes 
Entry-Exit-System vor, d.h. die Eigen-
tumsgrenzen der einzelnen Netz-
betreiber werden strikt beachtet. Dar-
über hinaus soll bei technisch be-
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gründeten Engpässen die Bildung 
von Teilnetzen zulässig sein. Gerade 
hierdurch droht eine weitere Markt-
zersplitterung. Mit der Vielzahl der 
dann entstehenden Zonen würde 
kaum eine ausreichende Marktliquidi-
tät für eine Gasbörse geschaffen 
werden. Zudem gehen Vorteile aus 
dem Bilanzausgleich verloren. Die 
Möglichkeiten einer zusammenfas-
senden Bilanzierung von Einzelge-
schäften über ein möglichst weit ab-
gestecktes Marktgebiet werden maß-
geblich beschnitten. Eine bedeutende 
Marktschranke für potentielle New-
comer bleibt dadurch weitgehend er-
halten. 

Begründet wird diese gewählte Form 
des Netzzugangs mit den Besonder-
heiten des deutschen Gasmarktes, 
die insbesondere nach Auffassung 
der Interessenvertreter aus der Gas-
wirtschaft kein anderes Regime zu-
lassen:

 Als Folge der unterschiedlichen 
Importquellen werden im deut-
schen Netz zwei unterschiedliche 
Gasqualitäten transportiert und an 
die Endkunden verteilt, die sich im 
Brennwert unterscheiden: zum ei-
nen niederkaloriges „L-Gas“ (ge-
fördert in Deutschland und den 
Niederlanden); zum anderen 
hochkaloriges „H-Gas“, importiert 
insbesondere aus Russland und 
Norwegen. Aufgrund von Anwen-
deranforderungen und Messvor-
schriften werden die unterschied-
lichen Erdgase nur begrenzt im 
Transportnetz vermischt. 

 Im Gegensatz zu fast allen euro-
päischen Ländern finden sich im 
deutschen Gasmarkt eine Vielzahl 
von Marktteilnehmern auf der 
Transport- und Verteilerebene. 
Während in vielen Ländern nur 
ein Netzbetreiber auf der Trans-
portstufe aktiv ist, bilden in 
Deutschland fünf Unternehmen 
die importierende Ferngasstufe 
(E.ON Ruhrgas, RWE Energy, 
VNG, BEB, Wingas) und 30 Un-
ternehmen die regionale Trans-
portebene. Darüber hinaus sorgen 
ca. 700 lokale Verteilernetzbetrei-
ber für die Beförderung des Ga-
ses zu den Endkunden. 

 Anders als in allen anderen EU-
Staaten weisen die Netzgebiete 
der fünf großen Ferngasgesell-
schaften trotz einiger traditioneller 
Abgrenzungen dabei durchaus 
räumliche Überschneidungen auf. 
Insbesondere das Wingas-Netz 
verläuft in manchen Gebieten pa-
rallel zu den Netzen der anderen 
vier Ferngasgesellschaften. Eini-
ge Ferntransportleitungen befin-
den sich zudem im Gemein-

schaftseigentum mehrerer Gas-
versorger.

Ein Blick auf ausgesuchte europäi-
sche Länder zeigt jedoch, dass diese 
deutschen Marktbesonderheiten 
kaum als abschließende Argumente 
für eine möglichst große Anzahl an 
Regelzonen zu bewerten sind. Ledig-
lich Frankreich ist im Hinblick auf die 
Anzahl der Regelzonen noch relativ 
fragmentiert. Zurzeit existieren dort 
noch acht Regelzonen. Die Anzahl 
soll jedoch bereits in diesem Jahr auf 
fünf Regelzonen vermindert werden. 
Der führende französische Gasver-
sorger GdF hat sich zudem dazu ver-
pflichtet, durch gezielte Investitionen 
in Netzengpässe zum 1. Januar 2009 
landesweit eine Verringerung auf 
zwei Regelzonen zu ermöglichen. In 
Großbritannien, Italien, Spanien und 
den Niederlanden fungiert das ge-
samte nationale Gasnetz nur als eine 
Regelzone. In den Niederlanden und 
zukünftig auch in Frankreich erfolgt 
dabei auch eine Zusammenfassung 
unterschiedlicher Gasqualitäten (L-
Gas und H-Gas) innerhalb einer Re-
gelzone. Obwohl in Italien zwei natio-
nale Netzbetreiber (Snam Rete Gas, 
Edison T&S) auf der Transportebene 
aktiv sind, bildet das italienische 
Gasnetz landesweit nur eine Regel-
zone. Österreich verfügt zwar über 
drei Regelzonen. Der Grund hierfür 
liegt jedoch darin, dass zwei kleinere 
Netzgebiete (Tirol, Vorarlberg) weder 
untereinander noch mit dem Haupt-
netz Ost, welches 95% des österrei-
chischen Gasverbrauchs abdeckt, 
verbunden sind. 

Besonders in der Kritik steht der Ent-
wurf zur Netzentgeltverordnung auch 
aufgrund des vorgesehenen Um-
gangs mit Alttransportverträgen. Zwar 
soll für die Kapazitätsvergabe, wie in 
den meisten EU-Ländern, das Rei-
henfolgeprinzip (first come first ser-
ved) eingeführt werden. Einen Eingriff 
in Altverträge soll es aber nicht ge-
ben. Bereits verbindlich gebuchte Ka-
pazitäten aus bestehenden Trans-
portverträgen werden bei Engpässen 
nicht in das Vergabeverfahren einbe-
zogen. Neue Lieferanten haben da-
durch kaum eine Chance auf Netzzu-
gangskapazitäten insbesondere an 
den kritischen Grenzübergangspipeli-
nes. Ähnliche Bestimmungen sehen 
auch das österreichische und das ita-
lienische Netzzugangsregime vor. In 
diesen Ländern zeigen sich aufgrund 
der zu geringen Liquidität auf der 
Großhandelsstufe große Probleme 
bei der Entwicklung von Wettbe-
werbskräften. Eine Stärkung der Kon-
kurrenzsituation setzt hier zwingend 
eine Erhöhung der Möglichkeiten zum 
Gasbezug voraus. Regulatorisch auf-
erlegte Gas-Release-Programme ha-
ben sich dabei in vielen europäischen 

Staaten als ein durchaus probates 
Mittel erwiesen. Noch wichtiger er-
scheint jedoch im Hinblick auf die mit-
tel- bis langfristige Perspektive die 
Erschließung neuer Importkapazitä-
ten, sei es in Form neuer grenzüber-
schreitender Pipelines oder in Form 
von LNG-Importterminals. Ziel sollte 
zudem die Herausbildung internatio-
naler Gashandelsplätze (Hubs) mit 
hoher Liquidität sein, auf denen Gas-
händler zu marktgerechten, wettbe-
werblichen Preisen Gas in ausrei-
chender Menge beziehen können. 

Der Entwurf zur Netzentgelt-
verordnung

Ebenso kritisch ist der Entwurf der 
Entgeltverordnung Gas aufgenom-
men worden. Diese nimmt die Betrei-
ber von Ferngasnetzen von einer kos-
tenorientierten Preiskontrolle aus. Die 
Bildung der Ein- und Ausspeiseent-
gelte soll lediglich auf der Grundlage 
eines jährlichen Vergleichsverfahrens 
durchgeführt werden, wobei auch 
ausländische Netzbetreiber mit ein-
bezogen werden können. Genaue 
methodische Vorgaben werden nicht 
gemacht. Ein vergleichbares Verfah-
ren auf der Transportebene wenden 
lediglich die Niederlande an. Aller-
dings unterliegt der dortige Trans-
portnetzbetreiber GTS einem Price-
Cap-Regime, welches jährliche Pro-
duktivitätssteigerungen in Höhe von 
5% vorsieht. Anreizorientierte Ent-
geltmodelle finden sich darüber hin-
aus in Großbritannien und in Italien. 
Spanien verfügt zwar ebenfalls über 
einen Revenue-Cap-Ansatz. Auf-
grund des ganzheitlichen Ansatz, der 
die maximalen Erlöse für den gesam-
ten spanischen Netzsektor bestimmt, 
gehen die Effizienzanreize in diesem 
Regime aber verloren. Durch die 
gleichzeitige Anpassung der Kosten-
ausgangsbasen und Produktivitäts-
vorgaben wirkt das System letztlich 
wie ein Cost-plus-Ansatz. 

Auf der Verteilerstufe sieht der Ent-
wurf zur Netzentgeltverordnung eine 
kostenbasierte Ermittlung vor. Die 
Netzentgeltbestimmung soll durch ein 
Vergleichsverfahren auf der Grundla-
ge von Strukturklassen (Einteilung 
nach der Absatzdichte und nach der 
Belegenheit in Ost oder West) unter-
stützt werden. Im Rahmen des Cost-
plus-Ansatzes soll das Eigenkapital 
kalkulatorisch mit 7,8% verzinst wer-
den. Methodische Grundlage für die 
Ermittlung der Kapitalkosten soll da-
bei das Konzept der Nettosub-
stanzerhaltung sein. Auch in Frank-
reich und Österreich erfolgt die Fest-
legung der Netztarife kostenorientiert. 
Bei der Bestimmung der kalkulatori-
schen Kapitalkosten wird in Öster-
reich allerdings das Konzept der Re-
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alkapitalerhaltung zugrunde gelegt. In 
den anderen Ländern bilden Tages-
neuwerte die Grundlage für die Be-
rechnung der kalkulatorischen Ab-
schreibungen und der zugestandenen 
Kapitalverzinsung. Überwiegend wird 
dazu ein realer WACC vor Steuern 
angesetzt, der unter der Annahme 
von Normkapitalstrukturen mit Hilfe 
des CAPM-Modells abgeleitet wird. 
Standardisierte Benchmarkmodelle 
kamen in den betrachteten Ver-

gleichsländern bisher kaum zum Ein-
satz. In den Niederlanden wurde nun 
jedoch mit der neuen Regulierungs-
periode ein vergleichender Wettbe-
werb zwischen den Verteilernetz-
betreibern eingeführt. Auch die Regu-
lierung der italienischer Gasverteiler 
weist Elemente von Yardstick-
Competition auf. Mit dem Verkauf und 
der separaten Regulierung der Vertei-
lernetze in Großbritannien ist auch 
dort – entsprechend britischer Regu-

lierungstradition – mit dem Einsatz 
von Benchmarkansätzen zu rechnen. 
Auch das österreichische Gaswirt-
schaftsgesetz sieht ausdrücklich die 
mögliche Anwendung von Ver-
gleichsmarktmethoden vor. Mit einem 
tatsächlichen Einsatz ist jedoch nicht 
vor 2005 zu rechnen. 

Andreas Hense 

Nachrichten aus dem Institut 

Personelle Veränderungen

Seit dem 01. Februar unterstützt Bas-
tian Trage unsere neue Abteilung "E-
nergiemärkte und Energieregulie-
rung". Nach Abschluss seines Vordip-
loms an der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel und 2 Semesetern 
an der Universidad de Cantabria, set-
ze er sein Studium der Volkswirt-
schaftslehre sozialwissenschaftliche 
Richtung an der Universität zu Köln 
sowie der Pontificia Universidad Ca-
tólica de Chile fort. Während seines 
Studiums setzte er seine Schwer-
punkte im Bereich der Wettbewerbs- 

und Ordnungspolitik sowie der Ener-
giewirtschaft. In seiner Diplomarbeit 
mit dem Titel „Die Regulierung des 
deutschen Gasmarktes vor dem Hin-
tergrund des europäischen Binnen-
marktes“ beschäftigte er sich mit dem 
Vergleich möglicher Regulierungsre-
gime für die deutschen Gastransport-
netze sowie einer Analyse der Aus-
wirkungen eines wettbewerblichen 
Gasmarktes auf die Ausgestaltung 
der Gasimportverträge. Mitte 2004 
erhielt er sein Diplom an der Universi-
tät zu Köln. 

Wir freuen uns auf eine gute Zusam-
menarbeit mit unserem neuen Kolle-
gen.

Zum 15. März verlässt uns Martin 
Wengler aus der Abteilung „Kosten-
modelle“, um seine berufliche Karrie-
re bei ARCOR fortzusetzen.

Wir wünschen unserem Kollegen al-
les Gute und viel Erfolg auf seinem 
weiteren Weg.  

Wissenschaftliches Institut für Infrastruktur und 
Kommunikationsdienste

Sie kennen das WIK als eine auf den 
Post- und Telekommunikationsbe-
reich spezialisierte Forschungs- und 
Beratungsorganisation. Seit etwa ei-
nem Jahr haben wir unser Tätigkeits-
feld auf den Bereich der Energie-
märkte und der Energieregulierung 
ausgedehnt. Auch hier wollen wir uns 
mit strategischen, regulierungsöko-
nomischen und sektorpolitischen 
Themen befassen und bieten hierzu 
unser Beratungs-Know-how an.  

Neben den Strom- und Gasmärkten 
haben wir für die nähere Zukunft wei-
tere Infrastruktursektoren im Blick un-
serer Aktivitäten. 

Um das erweiterte Aufgaben- und Tä-
tigkeitsspektrum auch in unserem In-
stitutsnamen widerzuspiegeln, haben 
wir unser Institut umbenannt. Sie fin-
den uns künftig als   
WIK Wissenschaftliches Institut für 
Infrastruktur und Kommunikati-
onsdienste.

Altbewährtes, das auch weiter unse-
ren Schwerpunkt bildet, bleibt erhal-
ten. Unsere neuen Aufgaben und Ak-
tivitätsfelder finden sich zukunftsoffen 
mit einem deutlichen Schwerpunkt im 
neuen Namen wieder. Unsere Brand-
bezeichnung WIK bleibt von der Na-
mensänderung unberührt. 

Neue Abonnementsmöglichkeit:
Diskussionsbeiträge „Energie“

Mit der neuen Abteilung „Energie-
märkte und Energieregulierung“ hat 
das WIK im letzten Jahr seinen Wir-
kungskreis erweitert und folgt damit 
den letzten Entwicklungen in der 
deutschen und europäischen Regu-
lierungspolitik. Aktuelle Arbeitsergeb-
nisse werden ab sofort in loser Folge 
in der Reihe WIK Diskussionsbeiträge 
veröffentlicht. Denjenigen unter unse-
ren Lesern, die sich ausschließlich für 

Themen aus dem Energiebereich in-
teressieren, können wir nun ein spe-
zielles Energie-Abonnement unserer 
Diskussionsbeiträge anbieten. Die 
bisher erschienenen Hefte „Regulato-
rische Aufgaben im Energiebereich - 
ein europäischer Vergleich“ und „Re-
gulierungsökonomische Aspekte des 
informatorischen Unbundling im E-
nergiebereich“ bilden einen interes-
santen Einstieg in dieses neue Ar-

beitsfeld und können zusätzlich zum 
regulären Abonnement nachbestellt 
werden. Eine Zusammenfassung des 
ersten Beitrages aus 2005 (Nr. 262) 
können Sie auf Seite 20 dieses 
Newsletters lesen. In dieser Sendung 
finden sie ein Abonnementsformblatt, 
welches wir Sie bitten, bei Interesse 
vollständig ausgefüllt und unter-
schrieben per Post oder Fax an uns 
zurückzusenden. 
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EU-Studie „Pan-europäischer Markt
für Premium Rate Services“

WIK-Consult ist gemeinsam mit dem 
belgischen Partner Cullen Internatio-
nal Anfang Januar 2005 von der EU-
Kommission, DG Information Sociec-
ty, beauftragt worden, eine Studie 
zum Thema „Pan-europäischer Markt 
für Premium Rate Services“ durchzu-

führen. Kern der Studie wird zum ei-
nen eine Bestandsaufnahme der 
wichtigsten Merkmale der Bereitstel-
lung von Premium Rate Services in 
den EU 25-Ländern sowie Norwegen 
sein. Zum anderen werden auf der 
Basis möglicher Geschäftsmodelle für 

pan-europäische Mehrwertdienste 
und entsprechender Marktszenarien 
Empfehlungen für die Kommission 
abgeleitet, mit welchen Maßnahmen 
die Schaffung eines pan-
europäischen Marktes für Premium 
Rate Services flankiert werden muss.  

Neue Mitglieder im Wirtschaftsbeirat des WIK
Zur Förderung seiner Arbeit in Rich-
tung auf die Telekommunikations-
branche wird das WIK bereits seit ei-
nigen Jahren von einem Wirtschaft-
beirat unterstützt. Nachdem die Her-
ren Dr. Broß, Hofer, Laurent und Ei-
lers kürzlich ihre Berufung in den Bei-
rat angenommen haben, wird der 
Wirtschaftsbeirat nunmehr von fol-
genden Persönlichkeiten gebildet: 

 Willi Berchtold, Präsident des 
BITKOM e.V.  

 Dr. Peter Broß, Geschäftsführer 
des Bundesverband Informati-
onswirtschaft, Telekommunikation 
und neue Medien e.V. (BITKOM) 

 Tomas Eilers, Mitglied der Ge-
schäftsführung der EWE TEL 
GmbH

 Georg Hofer, Vorsitzender der 
Geschäftsführung der Kabel Ba-
den-Württemberg GmbH & Co KG 

 Dr. Carsten Kreklau, Mitglied der 
Hauptgeschäftsführung des Bun-
desverbandes der Deutschen In-
dustrie e.V. (BDI) 

 Stan Laurent, Geschäftsführer der 
AOL Deutschland GmbH & Co. 
KG

 René Obermann, Vorstandsvor-
sitzender der T-Mobile Internatio-
nal AG

 Professor Dr. Bernd Stecher, 
Corporate Vice President der 
Siemens AG 

 Harald Stöber, Vorsitzender des 
Vorstandes der Arcor AG & Co. 
KG

 Peter M. Wagner 

 Helmut Wörner, Vorsitzender der 
Geschäftsführung der Controlwa-
re GmbH

Wir freuen uns auf die Zusammenar-
beit mit den neuen (und natürlich 
auch den bisherigen) Beiräten.  

Konferenzen

Benchmarking von Elektrizitätsnetzen 
Am 27.01.2005 fand in den Räumen 
des WIK in Bad Honnef ein internati-
onaler Workshop zum Thema 
„Benchmarking von Elektrizitätsnet-
zen“ statt, an dem rund 30 Vertreter 
des Aufbaustabes Energie der 
RegTP, des Bundeskartellamts und 
des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Arbeit (BMWA) teilnah-
men. Dabei berichteten Vertreter der 
Regulierungsbehörden in den Nieder-
landen, Österreich und Schweden 
über ihre Erfahrungen mit Vergleichs-
verfahren und Benchmarkingansät-
zen. Ziel des Workshops war es, die 
unterschiedlichen Ansätze vor dem 
Hintergrund der jeweils herrschenden 
wirtschaftlichen und rechtlichen Rah-
menbedingungen eingehender zu be-
leuchten, um hieraus Implikationen 
für Deutschland abzuleiten und Mög-
lichkeiten des Einsatzes dieses In-
strumentariums im künftigen Ord-
nungsrahmen des EnWG auszuloten.  

Dr. Karl Heinz Neumann begrüßte in 
seiner Eigenschaft als Direktor des 
WIK die Teilnehmer und wies einlei-
tend auf die Wichtigkeit konsistenter 
Vergleiche für einen funktionierenden 
Regulierungsrahmen in Deutschland 
hin. Hiernach gab Dr. Oliver Franz,
Leiter der Abteilung für Energiemärk-
te und Energieregulierung am WIK, 
einen Überblick über die verschiede-
nen Benchmarking Methoden. Neben 
der Schaffung einer gemeinsamen 
Grundlage für die weiteren Diskussi-
onen standen dabei Denkanstöße zur 
Frage, auf welche Methoden sich die 
RegTP zukünftig konzentrieren sollte, 
im Mittelpunkt. Soll die individuelle 
Performance eines Netzbetreibers 
bewertet werden, erscheinen die Sto-
chastic Frontier Analysis (SFA) und 
die Data Envelopment Analysis (DEA) 
anderen Ansätzen grundsätzlich ü-
berlegen, wobei DEA und SFA nicht 
als zueinander konfliktär betrachtet 
werden sollten. Beide böten die Mög-
lichkeit, die ermittelten jeweiligen Effi-

zienzergebnisse auf ihre Plausibilität 
zu untersuchen. Allerdings werde da-
von abgeraten, diese mechanisch in 
den Regulierungsprozess zu übertra-
gen (z.B. Bestimmung von X-
Faktoren bei der Price Cap Regulie-
rung). Generell böte Benchmarking 
die Möglichkeit, das entscheidende 
regulatorische Grundproblem der a-
symmetrischen Informationsverteilung 
zwischen den Unternehmen und der 
Regulierungsbehörde zu überwinden. 
Dieser erste Vortrag schloss mit ei-
nem Ausblick auf die vor der RegTP 
liegende Arbeit, sollte im Zuge der 
geplanten Anreizregulierung auf 
Benchmarking zurückgegriffen wer-
den, wobei Herr Dr. Franz die Bedeu-
tung der Variablenauswahl für ein er-
folgreiches Vergleichsverfahren be-
tonte.

Im Gegensatz zu Deutschland gehört, 
wie Herr Dr. Robert Haffner vom Of-
fice of Energy Regulation (DTe) aus-
führte, in den Niederlanden Bench-
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marking bereits seit einigen Jahren 
zur Regulierungspraxis. In einer ers-
ten Phase wurde dabei hauptsächlich 
DEA verwendet. Allerdings führte dies 
aufgrund von Akzeptanzproblemen zu 
heftigen Kontroversen zwischen DTe 
und den Netzbetreibern mit einer 
Reihe von gerichtlichen Auseinander-
setzungen. Das auf Konsens ausge-
richtete niederländische „Polder Sys-
tem“ habe jedoch geholfen, einen 
vernünftigen Ausweg zu finden. Seit 
dem Jahr 2000 orientiert man sich im 
Rahmen eines Yardstick Competition 
Ansatzes daher stärker an Price In-
dex Numbers zur Messung der Pro-
duktivitätsentwicklung. Ziel dieses 
Vorgehens ist es, alle Netzbetreiber 
bis 2006 an die effiziente Grenze der 
niederländischen Stromverteilungsin-
dustrie heranzuführen. In einer Über-
gangsphase bis 2003 erfolgte eine 
einheitliche Anpassung des X-Faktors 
für alle Unternehmen. Seit 2003 wer-
den für die Nachzügler höhere Effi-
zienzsteigerungen vorgegeben. Fer-
ner wurde die regulatorische Kosten-
basis vereinheitlicht. Ab 2006 werden 
allen Unternehmen nur noch die Kapi-
talkosten eines effizienten Betreibers 
erstattet, wobei künftig auch Aspekte 
der Versorgungsqualität eine Rolle 
spielen werden. In seinen Schluss-
bemerkungen wies Herr Dr. Haffner 
auf die prozeduralen Schwierigkeiten 
eines solchen Regimeshifts hin, der 
Zeit und Überzeugungskraft erforde-
re. Um Benchmarking anwenden zu 
können, sei es zudem erforderlich, 
auf die Vergleichbarkeit der Unter-
nehmen zu achten, wobei z.B. die 
Vereinheitlichung der regulatorischen 
Kostenbasis ein nicht unbedeutender 
Faktor sei.

Einen ganz anderen Ansatz wählt 
Schweden, wie Frau Karin Karlsson 
von der Swedish Energy Agency in 
ihrem Vortrag verdeutlichte. Sie stell-
te die wesentlichen Eckpunkte des 
zum Benchmarking verwendeten Mo-
dellnetzansatzes vor (Network Per-
formance Assessment Model). Aus-

gehend von den spezifischen Versor-
gungsaufgaben wird für jeden der ca. 
180 Verteilnetzbetreiber eine eigene 
Modellnetzstruktur entwickelt, wobei 
standardisierte Vorgaben (z.B. für die 
Kosten der verwendeten Modellkom-
ponenten) verwendet werden. Es 
werden ferner Netzredundanzen und 
Versorgungsqualität berücksichtigt. 
Als Ergebnis ermittelt das Modell die-
jenigen Netzerlöse, die das Unter-
nehmen bei Verwendung einer effi-
zienten Netzstruktur maximal haben 
dürfe. Zu diesen Kosten der effizien-
ten Leistungsbereitstellung werden 
anschließend die tatsächlichen Erlöse 
aus dem Netzgeschäft ins Verhältnis 
gesetzt. Das Modell wird seit dem 
Jahr 2001 unter intensiver Konsultati-
on der Betroffenen entwickelt und 
wird 2005 erstmals Grundlage regula-
torischer Entscheidungen sein. Nach 
anfänglicher Skepsis hätten sich, wie 
Frau Karlsson berichtete, die Unter-
nehmen vermehrt konstruktiv in den 
Prozess eingebracht, nachdem ab-
sehbar war, dass die Verwendung ei-
nes Modellnetzansatzes an sich nicht 
mehr zur Debatte stand, sondern nur 
noch dessen Ausgestaltung. Die ge-
rade veröffentlichen Ergebnisse zei-
gen, dass die Netzentgelte durch-
schnittlich 13% über den effizienten 
Werten liegen, wobei künftig vor al-
lem Netzbetreiber, deren Erlöse 30% 
über diesen Werten liegen einer ein-
gehenderen Prüfung unterzogen 
werden.  

Abschließend hat Herr Dr. Aria Rod-
garkia-Dara von der österreichischen 
E-control GmbH in einem sehr leben-
digen Vortrag über die dortigen Erfah-
rungen mit Benchmarkingansätzen 
berichtet. In dem Versuch von der 
traditionellen Kostenregulierung hin 
zu einer anreizorientierten Regelung 
zu kommen, hat Österreich vor allem 
auf DEA und SFA gesetzt, wobei letz-
tere als Kontrollmethode fungierte. 
Zur Vorbereitung der Auswahl der Va-
riablen für DEA und SFA wurden um-
fangreiche Modellnetzstudien durch-

geführt, die im Gegensatz zu Schwe-
den allein dazu dienten, signifikante 
Kostentreiber zu identifizieren und 
funktionale Zusammenhänge heraus-
zuarbeiten. Als wesentliche Kosten-
treiber haben sich die Leitungsdichte 
und die Anzahl der Umspannstatio-
nen herausgestellt. Ergänzt wurde 
diese Vorauswahl durch ökonometri-
sche Analysen. Allerdings ist der Ver-
such der Einführung eines Bench-
marking vorerst gescheitert, so dass 
man zunächst zur reinen Kostenregu-
lierung zurückgekehrt ist. Die Gründe 
hierfür sieht man in Österreich vor al-
lem in kommunikativen Prozessen, 
hieraus resultierenden Vorurteilen 
und Missverständnis und schließlich 
in der hieraus folgenden, mangelnden 
Akzeptanz auf Seiten der Betroffe-
nen. Herr Dr. Rodgarkia-Dara wies 
abschließend jedoch darauf hin, dass 
erste Signale aus dem Bereich der 
Netzbetreiber zu vernehmen seien, 
Gespräche über die Wiedereinfüh-
rung des Benchmarking erneut auf-
nehmen zu wollen.  

Der Workshop zeichnete sich durch 
sehr intensive und äußerst rege Dis-
kussionen aus. Aus den internationa-
len Erfahrungen wurde ersichtlich, 
dass der Übergang auf einen neuen 
Regulierungsrahmen Zeit erfordert. 
Weitere zentrale Punkte für eine er-
folgreiche Umsetzung sind zum einen 
die Einrichtung von Konsultationspro-
zessen mit den Netzbetreibern zur 
Schaffung von Akzeptanz sowie die 
Datenerhebung. Hinsichtlich des 
zweiten Punktes wurde offensichtlich, 
dass sich die genauen Datenanforde-
rungen erst im Laufe des Implemen-
tierungsprozesses herauskristallisie-
ren. Vor diesem Hintergrund er-
scheint der politisch gewollte Zeit-
rahmen von einem Jahr bis zur Ein-
führung einer Anreizregulierung ambi-
tioniert. 

Dr. Oliver Franz, Marcus Stronzik 
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Vorschau: Internationale Konferenz 
European Framework for

Electronic Communications 
- Review and Reform Perspectives - 

Auch in diesem Jahr organisiert das 
WIK wieder eine Internationale Konfe-
renz zum Thema „European Frame-
work for Electronic Communications - 
Review and Reform Perspectives” am 
27.-28. Juni in Berlin. Traditionell bie-
ten wir hier der internationalen Tele-
kommunikationsbranche ein Forum 
zum Kontakt und zur Diskussion der 
aktuellsten Fragen und Probleme. 
Wie schon 2003 wird die Konferenz 
wieder im Haus der Deutschen Wirt-
schaft in Berlin stattfinden. 

Der Schwerpunkt der Veranstaltung 
liegt dieses Jahr auf der Überprüfung 
und Bewertung des „European Fra-
mework for Electronic Communicati-
ons“ in den Mitgliedsstaaten der Eu-
ropäischen Union und der Erarbei-
tung möglicher Reformperspektiven. 
Die Performance des Sektors, der 
Status der Implementierung und ins-
besondere der Prozess der Marktde-
finition und Marktanalyse sowie die 
„regulatory best practice“ werden die 
Hauptthemen der Konferenz sein. 
Darüber hinaus werden die Entwick-
lung des Universaldienstes und die 
institutionelle Interaktion zwischen 
Regulierungs- und Wettbewerbsbe-
hörden diskutiert. 

Der EU-Rechtsrahmen für Elektroni-
sche Kommunikationsdienste wurde 
zwischen Dezember 2001 und Feb-
ruar 2002 von den europäischen Insti-
tutionen vereinbart und in Kraft ge-
setzt und in der Folgezeit von den 
Mitgliedstaaten der Europäischen U-
nion implementiert. Der „European 
Framework for Electronic Communi-
cations“ zielt dabei auf die EU-weite 
Harmonisierung der Regulierung der 
Märkte für elektronische Kommunika-
tionsnetze und –dienste und berück-
sichtigt dabei die Konvergenz der e-
lektronischen Plattformen. Kernele-
ment des Regulierungskonzeptes ist 
das Verfahren der Marktdefinition und 
-analyse, das von den nationalen Re-
gulierungsbehörden durchgeführt 
wird, um die Notwendigkeit einer Ex-
ante-Regulierung auf den zuvor fest 
gelegten Märkten zu überprüfen. So 
kommt in den Mitgliedsstaaten ein 
dreistufiges Verfahren zur Anwen-
dung, das den nationalen Regulie-
rungsbehörden die folgenden Aufga-
ben zuweist: 1) Definition und Ab-

grenzung der relevanten Märkte, die 
für eine ex-ante Regulierung in Be-
tracht zu ziehen sind, 2) Marktanalyse 
und gegebenenfalls Identifizierung 
der Betreiber mit SMP (Significant 
Market Power) und 3) falls notwendig, 
die Auferlegung regulatorischer Ver-
pflichtungen für SMP-Unternehmen. 

Während 2003 das übergeordnete 
Thema der Konferenz die Einführung 
und nationale Implementierung des 
damals noch jungen Europäischen 
Rechtsrahmens war, liegt dieses Jahr 
der Schwerpunkt auf der (rückbli-
ckenden) Beurteilung des Regulatory 
Frameworks bzw. der Anwendbarkeit 
des Marktanalyseprozesses in der 
Praxis. Die Ergebnisse dieser kriti-
schen Bewertung und die Identifizie-
rung von Vor- und Nachteilen im 
Marktanalyseprozess werden letztlich 
die Formulierung potenzieller Re-
formoptionen ermöglichen, um die 
Funktionsfähigkeit des Regulierungs-
konzeptes weiter zu verbessern. 

Die bisher gesammelten Erfahrungen 
von Unternehmen und Regulierungs-
behörden im Prozess der Implemen-
tierung und v.a. Anwendung des 
Marktanalyseverfahrens haben zahl-
reiche spezifische Fragen und Prob-
leme aufgeworfen: Wie haben die 
Mitgliedsstaaten ihr nationales Recht 
an die Brüsseler Vorgaben ange-
passt? In welchem Umfang mussten 
hierfür nationale Gesetze geändert 
werden und welche Auswirkungen 
hatte dies möglicherweise auf Struk-
tur und Funktion der nationalen Regu-
lierungsbehörden? Welche Länder 
sind bei der Anwendung des Kon-
zepts besonders erfahren? Welche 
Schwächen zeigt das Regulierungs-
konzept in der praktischen Anwen-
dung und wie kann man diesen adä-
quat begegnen? Welche Unterschie-
de sind bei der Anwendung des Ver-
fahrens auf verschiedenen Produkt-
märkten zu beachten? Welche Erfah-
rungen haben die neuen EU-
Mitgliedsstaaten wie z.B. Polen und 
Ungarn gemacht? Dies sind nur eini-
ge Beispiele aus dem Fragenkatalog, 
der sich angesichts des Themas stellt 
und zu dessen Erörterung die Teil-
nehmer in Berlin zusammen kommen 
werden. 

Entsprechend gliedert sich der Ablauf 
der Konferenz wie folgt: Am ersten 
Konferenztag wird in Präsentationen 
zunächst die Performance des ge-
samten Sektors skizziert und über 
den aktuellen Stand der Implementie-
rung des Rechtsrahmens in den Mit-
gliedsstaaten berichtet. Ausgehend 
von den bisherigen Erfahrungen, ins-
besondere der Regulierungsbehör-
den, folgt dann eine Bewertung der 
„Regulatory best practice“ unter Be-
rücksichtigung von Vor- und Nachtei-
len bei der praktischen Anwendung 
sowie nationaler Besonderheiten. 
Hier werden bereits erste Optionen 
für eine mögliche Reform bzw. Ver-
besserung des Rechtsrahmens um-
rissen.

In den darauf folgenden Sessions 
wird v.a. der Prozess der Marktanaly-
se auf den verschiedenen Märkten 
detailliert dargestellt und in diesem 
Kontext wird natürlich auch die An-
wendung des SMP-Konzepts und des 
3-Kriterien-Tests intensiv diskutiert 
werden. Am Montag wird primär über 
die Marktanalyse in Festnetz- und 
Breitband-Märkten referiert, während 
am Dienstag Sessions zur Marktana-
lyse auf Mobilfunkmärkten und spe-
ziell in den neuen Mitgliedsländern 
der EU folgen werden. Im Anschluss 
daran gibt es Programmblöcke zur 
Entwicklung des Universaldienstes 
und zur institutionellen Interaktion von 
Regulierungs- und Wettbewerbsbe-
hörden. Zum Abschluss der Konfe-
renz werden die zentralen Ergebnisse 
zusammengefasst und die möglichen 
Optionen zur Reform des Europäi-
schen Rechtsrahmens eingehend er-
läutert.

Hochrangige Experten aus Unter-
nehmen, Wissenschaft, Regulie-
rungsbehörden und anderen staatli-
chen Institutionen sind traditionell 
Gäste unserer Konferenz. Die unter-
schiedlichen Perspektiven und Erwar-
tungen der Marktakteure werden in 
Vorträgen und Podiumsdiskussionen 
vermittelt und so bietet die WIK-
Konferenz allen Teilnehmern eine 
einzigartige Gelegenheit zum Erfah-
rungsaustausch, zur Diskussion aktu-
eller Fragen und zum intensiven Kon-
takt mit Regulierungsexperten aus 
Wirtschaft & Wissenschaft. 
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Monday, 27 June 2005

10:00 Welcome & Introduction Dr. Karl-Heinz Neumann, General Manager WIK

10:15 Key Note Wolfgang Clement, Federal Minister of Economics and Labour

11:00 Session I: Sector Performance
 The European ICT Sector compared to other Regions of the World, 

Prof. Godefroy Dang Nguyen, Deputy Scientific Director, ENST 

The performance of competition in the Telecommunications Sector, 

Prof. Leonard Waverman, Chair of Economics, London Business School 

12:15 Session II: Status of implementing the new framework
 Peter Rodford, Information Society Directorate, European Commission 

13:00 Lunch

14:15 Session III: Regulatory best practice – experience and reform

 Kip Meek, Senior Partner, Content & Competition, OFCOM  

15:00 Session IV: Market analysis process and regulatory best practice I – The fixed line markets 

Reinald Krüger, Competition Directorate, European Commission 

Dr. Martin Lukanowicz, Director of Business Analysis Division, Rundfunk und Telekom  
Regulierungs (RTR) GmbH 

Anne Heal, Director Regulatory Affairs, British Telecom  

Jan Tjernell, Head of Regulatory Issues, Tele2 AB 

16:30 Coffee Break 

17:00 Session V: Market analysis process and regulatory best practice II – Broadband markets 

Prof. Martin Cave, Director, Centre for Management under Regulation, Warwick Business School, Uni-
versity of Warwick 

Representative of Tiscali 

Gabrielle Gauthey, Member of the Board, ART (invited) 

Dr. Frank Schmidt, Senior Executive Vice President, Regulatory Affairs, T-Com 

18:30 Reception 

Tuesday, 28 June 2005 

08:30  Session VI: Market analysis process and regulatory best practice III  – Mobile markets 

Prof. Tommaso Valletti, Imperial College London  

Richard Feasey, Director Public Policy Group, Vodafone 

Emmanuel Forest, Deputy CEO of Bouygues Telecom  

Isolde Goggin, Chairperson of the Commission, ComReg  

10:00 Coffee Break 

10:30 Session VII: Market analysis process and regulatory best practice – New Member States 

Neophytos Papadopoulos, Director of the Office of the Commissioner of Electronic Communications & 
Postal Regulation (OCECPR), Cyprus  

Daniel Pátaki, President of National Communications Authority, Hungary 

Michal Piatkowski, Chief Expert Telecommunications Market Department, Office of Telecommunica-
tions and Post Regulation (URTiP), Poland 

11:30 Session VIII: Universal Service 

Jean Paul Simon, Vice President International Regulatory Strategy, France Telecom 

Representative of the Italian NRA (AGCOM) 

Juraj Kocisko, Director Strategy and Regulatory Affairs Unit, Slovak Telecom 
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12:15 Lunch

13:30 Session IX: Institutional interaction 

NRAs and NCAs, Prof. Christian Kirchner, Humboldt University Berlin 

NRAs / IRG / ERG, Jorgen Abild Andersen, Director General NITA 

NRAs and EC, Peter Scott, Information Society Directorate, European Commission 

COCOM / ERG / EC, Dr. Peter Knauth, Head of Telecommunications Policy Division, Ministry of  
Economics 

15:00 Coffee Break

15:30 Session X: Reform perspectives 

Further deregulation, Roland Doll, Vice President International Regulatory Affairs, Deutsche Telekom 

Market definition and market analysis, Dr. Stumpf, Director WIK 

Institutional reform, Prof. Jens Arnbak, Chairman of OPTA  

17:00 Concluding Remarks Dr. Karl-Heinz Neumann, General Manager WIK

17:15 Get together

Creating Competition in the Telecommunications 
Sector: International Experience and

Implications for Turkey
Turkey is undertaking a profound re-
form of its telecommunications sector. 
Monopoly rights of Türk Telecom 
have been abandoned and a new 
regulatory framework is currently put 
in place dedicated to ensure market 
entry and create competition. Türk 
Telekom is going to be privatised.  

The Conference organised by Sa-
banci University and WIK Wissen-
schaftliches Institut für Kommunika-
tionsdienste in collaboration with IBS 
Research  & Consultancy will high-
light the international experience in 
creating competition in the telecom-

munications sector and discuss the 
implications for Turkey. The Confer-
ence will provide a unique opportunity 
of open exchange and discussion be-
tween senior representatives from 
Turkish and EU authorities, telecom-
munications operators and academia. 
Among the key issues to be dis-
cussed during the Conference are the 
following: 

 What is the appropriate regula-
tory framework capable to create 
workable and sustainable com-
petition in the Turkish telecom-
munications sector? 

 What is the right balance be-
tween sector-specific regulation 
and application of competition 
law? 

 What are the competition prob-
lems likely to emerge and how 
should they be monitored? 

 How is the regulatory framework 
in Turkey going to evolve, and 
how will the sector respond?  

What are the prospects for market en-
try, growth and competition in the 
Turkish telecommunications sector? 

Wednesday, 27 April 2005 

20.00 Welcome Dinner at Sabanci University 

Thursday, 28 April 2005 

10.15 Prof. Ahmet Alkan, Sabanci University, Welcome to Conference 

Binali Yildirim, Minister of Transport and Communications of the Republic of Turkey, Opening speech 

Chairman of the Board, or Dr. Faruk Cömert, Vice Chairman of the Board, Telecommunications Author-
ity of the Republic of Turkey, Keynote speech:   
Liberalisation of the Telecommunications Sector in Turkey 

11.00 Session 1: Creating competition in the Turkish telecommunications sector: The challenge ahead 

Chair: Prof. Ahmet Alkan, Sabanci University 
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Prof. Izak Atiyas, Sabanci University, Update on current situation in Turkey 

Dr. Ulrich Stumpf, Director, WIK, Getting the regulatory framework right 

Reinald Krüger, European Commission, DG Competition, Deputy Head of Unit 

"Telecommunications and post, information society coordination”, New EU regulatory framework and 
competition policy 

Discussion 

12.30 Lunch 

14.00 Session 2: Infrastructure vs. service competition 

Chair: Dr. Karl-Heinz Neumann, General Manager, WIK 

Prof. Heinrich Otruba, ERG Secretary, European Regulators Group, Designing remedies 

Prof. Martin Cave, University of Warwick, Reconciling infrastructure and service competition:   
The concept of the ladder of investment 

Discussion 

15.15 Coffee/Tea 

15.45 Session 3: Ensuring efficient and non-discriminatory access 

Chair: Dr. Ertugrul Karacuha, Vice President of Telecommunications Authority of the Republic of Turkey 

Gabrielle Gauthey, Member of Board, ART (France), Broadband market regulation 

Prof. Tommaso Valletti, Imperial College London, Mobile termination Discussion 

17.00 Session 4: Ensuring fair competition in retail markets 

Chair: Cagatay Ozdogru, Board Member and Managing Director of Sabanci Telekom 

Richard Feasey, Director of Public Policy, Vodafone Group, On-net/off-net pricing in mobile markets 

Prof. Jan Bouckaert, University of Antwerp and LECG, Price Squeezes in a Regulatory Environment 

Discussion 

20.30 Bosphorus Gala Dinner (Sponsored by Sabanci Telekom) 

Dinner speech:   
Erkan Akdemir, President, Turk Telekom, Privatisation of Türk Telekom – The way forward 

Friday, 29 April 2005 

9.30 Session 5: Competition issues in telecommunications markets 

Chair: Ismail Hakki Karakelle, Vice President of The Competition Authority of the Republic of Turkey 

Paul Richards, Regulatory Affairs Department, BT, Market definition issues 

Prof. Toker Doganoglu, University of Munich, Measuring the cost of using alternative carriers 

Discussion 

10.45 Coffee/Tee 

11.15 Session 6: The relation of sector-specific telecommunications regulation and competition law 

Chair: Dr. Bernard Sanchez, Head of regulation and competition, IDATE 

Peter Alexiadis, Partner, Gibson Dunn & Crutcher, Relationship between sectorspecific regulation and 
competition law 

Phillipe Defraigne, Director, Cullen International, Relation between telecommunications and competition 
authorities 

Discussion 

12.30 Lunch 

14.00 Panel: Discussion of best strategy – Implications for Turkey 

 Newsletter Nr. 58, März 2005 21  



Chair: Prof. Izak Atiyas, Sabanci University 

Panelists: 

Chairman of the Board, or Dr. Faruk Cömert, Vice Chairman of the Board, 

Telecommunications Authority of the Republic of Turkey 

President or Member of Board, Competition Authority of the Republic of Turkey 

Erkan Akdemir, President, Turk Telekom 

Muzaffer Akpinar, CEO, Turkcell 

Dr. Murad Ardac, Telecommunications Director, Koc Bilgi 

Prof. Heinrich Otruba, ERG Secretary, European Regulators Group 

Dr. Ulrich Stumpf, WIK 

16.00 Dr. Ulrich Stumpf, WIK, Conclusion of conference 

Veröffentlichungen des WIK
In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbei-
tern des Instituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten For-
schungsprojekten. Die Hefte können entweder regelmäßig oder als Einzelheft gegen eine Schutz-
gebühr von 15,- € (Inland und europäisches Ausland) bzw. 23,- € (außereuropäisches Ausland) bei 
uns bestellt werden.  

Nr. 261: Franz Büllingen, Aurélia Gillet, Christin-Isabel Gries, Annette Hille-
brand, Peter Stamm – Stand und Perspektiven der Vorratsdatenspeicherung im 
internationalen Vergleich (Februar 2005) 

Frankreich, Irland, UK und Schweden 
haben im April 2004 einen EU-
Rahmenbeschlussentwurf zur Har-
monisierung der Vorratsdatenspei-
cherung initiiert. Dieser Entwurf sieht 
vor, dass künftig sämtliche Verkehrs-
daten sowie Bestandsdaten in den 
Bereichen der Telefonie (Festnetz 
und Mobilfunk) und des Internets für 
einen Zeitraum von mindestens 12 
bis maximal 36 Monaten gespeichert 
werden müssen. In der kontrovers ge-
führten Diskussionen um den Vor-
schlag wird deutlich, dass eine Ver-
pflichtung zur Vorratsdatenspeiche-
rung in wichtigen TK-Märkten nicht 
existiert.

Vor diesem Hintergrund hat WIK-
Consult im Auftrag von BITKOM e.V. 
im Herbst 2004 die gesetzlichen 
Grundlagen und Praxis der Vorrats-
datenspeicherung, Data Preservation, 
die Datenspeicherung für unterneh-
menseigene Zwecke, die Wirksamkeit 
bestehender Regelungen und Effekti-
vität des Zugriffs berechtigter Stellen 
auf Vorratsdaten sowie Kostenent-
schädigungsregelungen für Vorrats-
datenspeicherung in Frankreich, Ita-
lien, Niederlande, Österreich, Schwe-

den, Spanien, UK und den USA un-
tersucht.

Als zentrales Ergebnis lässt sich fest-
halten, dass eine Speicherung „sämt-
licher Verkehrsdaten“, wie sie der EU-
Rahmenbeschlussentwurf vorsieht, in 
keinem der untersuchten Länder 
stattfindet. Außerdem geht der Um-
fang der EU-weit geplanten Vorrats-
datenspeicherung geht weit über die 
Daten hinaus, die bisher TK-
Unternehmen für Abrechnungszwe-
cke und die Bereitstellung von Diens-
ten speichern. Aus datenschutzrecht-
lichen Gründen ist es den Unterneh-
men verwehrt, die zu speichernden 
Daten nutzbringend für eigene Zwe-
cke zu verwenden. 

Der Nutzen der geplanten Vorratsda-
tenspeicherung ist zweifelhaft. Stu-
dien zur Wirksamkeit konnten nicht 
identifiziert werden. Statistiken bele-
gen, dass in den allermeisten Fällen 
auf die ohnehin vorhandenen Be-
standsdaten zugegriffen wird. Ver-
kehrsdaten, die älter als 3-6 Monate 
sind, werden von den Law Enforce-
ment Agencies kaum angefordert. 
Daher sind Speicherungen, die über 
die derzeit praktizierte Dauer für Un-
ternehmenszwecke hinausgehen, 

kaum zu rechtfertigen. Kostentreiber 
einer Vorratsdatenspeicherung wären 
vor allem die Anpassung der System-
technik zur Generierung und Speiche-
rung der zusätzlichen Daten und die 
Anpassung der betrieblichen Abläufe 
zur Sicherung sowie zur Bearbeitung 
und Auswertung der Daten.  

Kostenentschädigungsregelungen 
finden sich in beinahe allen unter-
suchten Ländern. Damit Unterneh-
men in einzelnen Mitgliedstaaten kei-
ne Nachteile im Wettbewerb entste-
hen, erscheinen EU-weite Regeln für 
eine umfassende Kostenerstattung 
erforderlich. ITK-Unternehmen, Da-
ten- und Verbraucherschützer in allen 
EU-Ländern kritisieren den Rahmen-
beschlussentwurf vehement, da die 
Effektivität einer Vorratsdatenspei-
cherung, die zu erwartende Kosten-
belastung und Datenschutzaspekte 
bisher kaum berücksichtigt wurden. 
Die Anhörung der EU-Kommission 
hat gezeigt, dass aus Sicht der EU-
Kommission der Bedarf einer Vor-
ratsdatenspeicherung bisher nicht 
hinreichend dargelegt und Kostenfra-
gen nicht angemessen berücksichtigt 
wurden. 
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Nr. 262: Oliver Franz, Marcus Stronzik – Benchmarking-Ansätze zum Vergleich 
der Effizienz von Energieunternehmen (Februar 2005) 

Im Stromsektor stehen die Übertra-
gungs- und Verteilungsnetze im Fo-
kus der Regulierungsdebatte, da sie 
monopolistische Bottlenecks darstel-
len und darüber hinaus keine wett-
bewerblichen Alternativen als Effi-
zienzmaßstab vorhanden sind. Das 
entscheidende regulatorische Grund-
problem besteht dabei in der asym-
metrischen Informationsverteilung 
zwischen den Unternehmen und der 
Regulierungsbehörde. Ein Weg für 
den Regulierer, objektive Informatio-
nen über die Performance der Unter-
nehmen zu generieren, besteht im 
sog. Benchmarking. 

Die zentrale Fragestellung dieser 
Studie ist, auf welche Methoden sich 
die Regulierungsbehörde als mögli-
che Benchmarking Techniken in der 
Zukunft konzentrieren sollte. Der 
Schwerpunkt der Analysen wurde da-
bei auf die Data Envelopment Analy-
sis (DEA) – ein Verfahren der linea-
ren Optimierung – und die Stochastic 
Frontier Analysis (SFA) – ein sto-
chastisches Verfahren – gelegt. Dar-
über hinaus wurden auch die Price 
Index Numbers (PIN) sowie die tradi-

tionellen Regressionstechniken Cor-
rected Ordinary Least Squares 
(COLS) und Modified Ordinary Least 
Squares (MOLS) betrachtet. 

Während diese traditionellen Ansätze 
zur Schätzung von Effizienzgrenzen 
durch die SFA dominiert werden, 
kann hinsichtlich der drei anderen 
Verfahren keine eindeutige Aussage 
getroffen werden. Allerdings erscheint 
auch die PIN im betrachteten Kontext 
nicht ratsam, da sie mit zu hoch ag-
gregierten Daten arbeitet. Hinsichtlich 
der Datenverfügbarkeit können Kon-
sistenzprobleme sowohl bei SFA als 
auch bei DEA zumindest teilweise 
umgangen werden, wenn auf rein 
physische Daten zurückgegriffen 
wird. Bei der Frage der Güte der Da-
ten erscheint zunächst SFA als vor-
teilhafter, da sie Datenungenauigkei-
ten explizit berücksichtigt. DEA hin-
gegen reagiert sensibler auf Daten-
fehler. Ein weiterer Vorteil von SFA 
ist, dass die Verlässlichkeit bzw. Ro-
bustheit der Effizienzergebnisse mit-
tels Konfidenzintervallen einer Über-
prüfung unterzogen werden kann. 
Diesem Mangel bei der DEA ist aller-

dings – z.B. über Bootstrapping - be-
gegnet worden. Ferner besteht bei 
DEA nicht die Notwendigkeit, ex ante 
Annahmen über Kosten- bzw. Pro-
duktionsstrukturen sowie die Vertei-
lung der Störterme zu treffen.

Grundsätzlich sollten DEA und SFA 
nicht als zueinander konfliktär be-
trachtet werden. Im Gegenteil bieten 
die zwei verfügbaren Methoden eher 
eine Möglichkeit an, die ermittelten 
jeweiligen Effizienzergebnisse auf ih-
re Plausibilität zu untersuchen (Korre-
lation der Ergebnisse). Allerdings wird 
davon abgeraten, diese mechanisch 
in den Regulierungsprozess zu über-
tragen (z.B. Bestimmung von X-
Faktoren bei der Price Cap Regulie-
rung), da dort auch noch andere Un-
ternehmensspezifika eine Rolle spie-
len. Aufgrund der Monopolsituation 
bei den Netzbetreibern ist es anzura-
ten, inputorientierte Ansätze zu ver-
folgen, die zwar keine Aussagen über 
die allokative Effizienz auf der Out-
putseite zulassen, welche allerdings 
bei preissetzendem Verhalten auch 
von geringer Aussagekraft ist. 

Nr. 263: Andreas Hense - Gasmarktregulierung in Europa: Ansätze, Erfahrungen 
und mögliche Implikationen für das deutsche Regulierungsmodell (März 2005) 

Seit Beginn der Liberalisierung der 
deutschen Energiemärkte im Jahre 
1998 haben sich im Gassektor kaum 
gravierende Wettbewerbskräfte ent-
wickeln können. Ansätze, die Markt-
bedingungen zu verändern, blieben 
hier häufig ohne spürbare Folgen. Ein 
Hauptgrund dafür wird im Kontrakt-
pfadmodell der Verbändevereinba-
rungen gesehen, welches eine ge-
sonderte Abwicklung für jedes Ein-
zelgeschäft notwendig macht. Auf-
grund der dadurch induzierten Markt-
zersplitterung konnte ein liquider Se-
kundärmarkt erst gar nicht entstehen. 
Um die Voraussetzungen für wirksa-
men Wettbewerb und die Entstehung 
eines börsenfähigen Massenge-
schäfts im Gassektor zu ermöglichen, 
ist es daher geboten, wettbewerbs-
konforme Regelungen insbesondere 
hinsichtlich Engpassmanagement, 
Transparenz, Bilanzausgleich und 
Entgeltprinzipien aufzustellen. Diese 
Aufgabe stellt sich zurzeit für den 
deutschen Gesetzgeber. Bei der 
Wahl eines angemessenen und ziel-
adäquaten Regulierungsdesigns ge-
währt ein Blick auf die Rahmenbedin-
gungen ausgesuchter europäischer 
Nachbarstaaten dabei wertvolle Ein-
blicke.

Die nationalen Unbundling-
Vorschriften der sechs Vergleichslän-
der (Österreich, Großbritannien, Nie-
derlande, Frankreich, Spanien, Ita-
lien) erfüllen die Mindestanforderun-
gen der EU-Beschleunigungs-
richtlinie. In einigen Ländern gehen 
sie sogar über dieses Maß hinaus, 
wobei für die Transportebene eine 
Tendenz zur eigentumsrechtlichen 
Entflechtung zu erkennen ist. Bis auf 
Spanien erfolgt der Netzzugang in al-
len Staaten auf der Basis eines Entry-
Exit-Modells. Die Regelzonen sind in 
diesen Ländern sehr weit abgesteckt. 
Im Idealfall bildet der inländische 
Gasmarkt nur eine Regelzone (Groß-
britannien, Niederlande, Italien). Ös-
terreich verfügt aufgrund separater 
Netzgebiete über drei Regelzonen. 
Bemühungen im noch relativ frag-
mentierten Gasmarkt in Frankreich 
zielen darauf hin, bis 2009 landesweit 
nur noch zwei Regelzonen gegenein-
ander abzugrenzen.  

Die Zuteilung der Netzkapazitäten er-
folgt in fast allen betrachteten Gas-
märkten nach dem Reihenfolgeprin-
zip. Bisher ist lediglich in Großbritan-
nien der marktwirtschaftlichste Ratio-
nierungsmechanismus implementiert 
worden: die Versteigerung der Kapa-
zitäten im Rahmen von Auktionen. 

Ähnlich wie in den Niederlanden und 
neuerdings Italien fungiert das briti-
sche Gasnetz zudem als virtueller 
Handelspunkt für den kurzfristigen 
Gas- und Kapazitätsaustausch. Bei 
hoher Liquidität ermöglichen diese 
Handelsplätze marktnahe Abrech-
nungspreise im Rahmen des Bilanz-
ausgleichs und erhöhen spürbar die 
Neigung potentieller Newcomer zum 
Markteintritt. Auch Gas-Release-
Programme und die Erschließung 
neuer Importkapazitäten haben sich 
als probates Mittel erwiesen, um in 
den betrachteten Gasmärkten die 
Wettbewerbskräfte zu stärken. 

In allen Vergleichsstaaten erfolgt die 
Netzentgeltregulierung ex-ante. Wäh-
rend in Großbritannien, den Nieder-
landen und Italien anreizorientierte 
Entgeltmodelle zur Anwendung kom-
men, werden die Netztarife in den 
anderen Staaten letztlich kostenorien-
tiert vorgegeben. Dabei legt nur Ös-
terreich das Konzept des Realkapital-
erhalts zugrunde. Zunehmend weisen 
die nationalen Regulierungsdesigns 
auch Ansätze eines Benchmarkings 
auf (Niederlande, Italien). Schließlich 
gewinnen auch Qualitätsaspekte an 
Bedeutung. In Großbritannien werden 
sie 2005 erstmals in die Entgeltformel 
integriert. 
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Diskussionsbeiträge

Nr. 241: Lorenz Nett, Ulrich Stumpf unter Mitarbeit von 
Ulrich Ellinghaus, Joachim Scherer, Sonia 
Strube Martins, Ingo Vogelsang – Eckpunkte 
zur Ausgestaltung eines möglichen Handels mit 
Frequenzen (Februar 2003) 

Nr. 242: Christin-Isabel Gries – Die Entwicklung der 
Nachfrage nach breitbandigem Internet-Zugang 
(April 2003) 

Nr. 243: Wolfgang Briglauer – Generisches Referenz-
modell für die Analyse relevanter Kommunikati-
onsmärkte - Wettbewerbsökonomische Grund-
fragen (Mai 2003) 

Nr. 244: Peter Stamm, Martin Wörter – Mobile Portale: 
Merkmale, Marktstruktur und Unternehmens-
strategien (Juli 2003) 

Nr. 245: Franz Büllingen, Annette Hillebrand – Sicher-
stellung der Überwachbarkeit der Telekommu-
nikation: Ein Vergleich der Regelungen in den 
G7-Staaten (Juli 2003)  

Nr. 246: Franz Büllingen, Annette Hillebrand – Gesund-
heitliche und ökologische Aspekte mobiler Te-
lekommunikation - Wissenschaftlicher Diskurs, 
Regulierung und öffentliche Debatte (Juli 2003) 

Nr. 247: Anette Metzler, Cornelia Stappen unter Mitar-
beit von Dieter Elixmann – Aktuelle Marktstruk-
tur der Anbieter von TK-Diensten im Festnetz 
sowie Faktoren für den Erfolg von Geschäfts-
modellen (September 2003) 

Nr. 248: Dieter Elixmann, Ulrike Schimmel with contribu-
tions of Anette Metzler – "Next Generation 
Networks" and Challenges for Future Competi-
tion and Regulatory Policy (November 2003) 

Nr. 249: Martin O. Wengler, Ralf G. Schäfer – Substitu-
tionsbeziehungen zwischen Festnetz und Mo-
bilfunk: Empirische Evidenz für Deutschland 
und ein Survey internationaler Studien (De-
zember 2003) 

Nr. 250: Ralf G. Schäfer – Das Verhalten der Nachfra-
ger auf dem deutschen TK-Markt unter wettbe-
werblichen Aspekten (Dezember 2003) 

Nr. 251: Dieter Elixmann, Anette Metzler, Ralf G. Schä-
fer – Kapitalmarktinduzierte Veränderungen 
von Unternehmensstrategien und Marktstruktu-
ren im TK-Markt (März 2004) 

Nr. 252: Franz Büllingen, Christin-Isabel Gries, Peter 
Stamm – Der Markt für Public Wireless LAN in 
Deutschland (Mai 2004) 

Nr. 253: Dieter Elixmann, Annette Hillebrand, Ralf G. 
Schäfer, Martin O. Wengler – Zusammenwach-
sen von Telefonie und Internet - Marktentwick-
lungen und Herausforderungen der Implemen-
tierung von ENUM (Juni 2004)  

Nr. 254: Andreas Hense, Daniel Schäffner – Regulatori-
sche Aufgaben im Energiebereich - ein europä-
ischer Vergleich (Juni 2004) 

Nr. 255: Andreas Hense – Qualitätsregulierung und 
wettbewerbspolitische Implikationen auf Post-
märkten (September 2004) 

Nr. 256: Peter Stamm – Hybridnetze im Mobilfunk - 
technische Konzepte, Pilotprojekte und regula-
torische Fragestellungen (Oktober 2004) 

Nr. 257: Christin-Isabell Gries – Entwicklung der DSL 
Märkte im internationalen Vergleich (November 
2004) 

Nr. 258: Franz Büllingen, Annette Hillebrand, Diana 
Rätz – Alternative Streitbeilegung in der aktuel-
len EMVU-Debatte (November 2004) 

Nr. 259:  Daniel Schäffner – Regulierungsökonomische 
Aspekte des informatorischen Unbundling im 
Energiebereich (Dezember 2004) 

Nr. 260:  Sonja Schölermann – Das Produktangebot von 
Universaldienstleistern und deren Vergleich-
barkeit (Dezember 2004) 

Nr. 261: Franz Büllingen, Aurélia Gillet, Christin-Isabel 
Gries, Annette Hillebrand, Peter Stamm – 
Stand und Perspektiven der Vorratsdatenspei-
cherung im internationalen Vergleich (Februar 
2005) 

Nr. 262:  Oliver Franz, Marcus Stronzik – Benchmarking-
Ansätze zum Vergleich der Effizienz von Ener-
gieunternehmen (Februar 2005) 

Nr. 263:  Andreas Hense – Gasmarktregulierung in Eu-
ropa: Ansätze, Erfahrungen und mögliche Imp-
likationen für das deutsche Regulierungsmodell 
(März 2005) 
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